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Ueber Polenpolitik und Overſchlefen Die Entwaffnungsfrage das Londoner Ablommen.

Miniſterpräſident Briand erklärte, während
der Beratungen über den Friedensvertrag habe eine inter
alliierte Kommiſſion die oberſchleſiſche Frage genau geprüft,
und ſie ſei einſtimmig zu dem Entſchluß ommen,
Oberſchleſien Polen zuzuſprechen. Auf Gegen
vorſchläge Deutſchlands hin habe der Oberſte Rak den r
tereſſen Polens entgegen eine Volksabſtimmung zugelaſſen,
um das Recht Polens zu rechtfertigen. Bei der Abſtim-
mung aber hätten 180 000 in Oberſchleſien geborene Deut-
ſche mitgeſtimmt. Frankreich habe niemals die Abſicht ge-
e Polen Gebiete zuzuteilen, die den Deutſchen zuge-
prochen werden müßten. Nach dieſer Richtung hin ſeien er
und der engliſche Premierminiſter vollſtändig einig. Ober-
rn ſei niemals als rein deutſches Länd ausgeſprochen

worden. tJm weiteren Verlauf ſeiner Rede ſagt er über Polen:
Wenn man einem Lande wie Polen das Leben gegeben
habe, müſſe man ihm auch die Exiftenzmöglichkeit gewähren.
In den Bergwerksbezirken hat Oberſchleſien nicht nur die
geſamte Mehrheit, ſondern auch die Mehrheit in den Kom-
munen erlangt.

Wenn nach ſo vielen gemeinſam niedergekämpften
Schwierigkeiten die Entente elend ſterben müßte
infolge einer r wie der gegenwärtigen, dann
kann nur der gute Wille S und dann hat man
nicht den Wunſch, die Entente aufrechtzuerhalten. Das ſei
nicht der Gedanke Frankreichs. (Beifall.)

Miniſterpräſident Briand gibt zu, daß die Militärs
vielleicht nicht ganz geeignet ſeien, um in voller Gerechtig-
keit die Beſtimmungen des Vertrages zu würdigen und um
eine Grenzlinie zu ziehen. Die Alliierten müßten ſich wie
in allen anderen Fragen ausſprechen. Briand geht als
dann u den Urſprung der Unruhen zurück und
ſagt, die Polen ſeien erregt geweſen, weil ſie geglaubt hätten,
ſie ſollten das Opfer getroffener Abkommen ſein. Von
London aus habe er angeordnet, daß ſofort dem franzö
ſiſchen Vertreter telegraphiert wurde, daß er alles unter
nehme, was in ſeiner Macht ſtehe, um die Ordnung wieder
herzuſtellen und die Menſchenleben und die Vermögenswerteu ſchützen Frankreich habe 120 000 Mann in Ober-
teſten n die bedrohten Deut-
chen beſchützt. ie Ordnung ſei wieder hecgeſtellt.

Alle Welt müſſe davon befriedigt ſein. Die Worte Lloyd
Georges hätten, falſch interpretiert, die deutſche Preſſe und
die u glauben machen können, er habe Deutſch-
land aufgefordert, direkt in Oberſchleſien etwas zu unter-
nehmen dadurch, daß die Reichswehr dort eindringe. Er
habe Deutſchland zu erkennen gegeben, wenn es Truppen
entſende, wozu, wie er wiſſe, eine gewiſſe Geneigtheit be-
ſtanden habe, dann werden ernſte Ereigniſſe dadur hervor
gerufen. Die deutſche Regierung habe begriffen. Der deutſche
Legationsrat v. Moltke habe nach Verhandlungen mit der
Jnteralliierten Kommiſſion Jnſtruktionen erteilt, denen
Folge geleiſtet wurde.

Er habe ihn auf den Ernſt der Lage der augenblicklichen
Lage hingewieſen und geſagt, wenn nicht in kürzeſter Friſt
die deutſchen Detachements entwaffnet würden, wenn die
Urheber der Anwerbungen nicht nach den deutſchen Straf-
geſetzen verfolgt würden, wenn die deutſche Grenze nicht ge
ſperrt würde, dann könne die Lage gefährlich werden.

Heute vormittag habe die deutſche Regierung mitge-
teilt, daß alle Maßnahmen angeordnet ſeien und d der
preußiſche Miniſter des Jnnern Sicherheitspolizei entſandt
habe, um die gegebenen Jnſtruktionen ausführen zu laſſen.
Er aufrichtig, daß Dr. Wirth der ſich auf eineandere Mehrheit ſtütze als die letzte Regierung, bis jetzt
Beweiſe einer großen Aufrichtigkeit und einer großen Loyg-
lität gegeben habe. Er habe nicht nur ſeine Verpflichtungen
übernommen, ſondern auch begonnen, ſie auszuführen.

Miniſterpräſident Briand fährt fort, er ſei beauftragt, den
Friedensvertrag von Verſailles anzuwenden. Er müſſe daran er
innern, daß der Friedensvertrag von Verſailles ein einheitlicheres,
ein ſtärkeres Deutſchland inbezug auf Kohäſion und Aſſimilierung
der Raſſen geſchaffen habe als der Friedensvertrag von Frank
furt (2). Er wundere ſich, daß man ihm Schwäche bei dem Ge
brauch dieſes Jnſtrumentes vorwerfe. Er habe alle Verpflichtun-
gen gegen das Parlament, nämlich durch die Beſetzung von Düſſel
dorf, Duisburg und Ruhrort, erfüllt. Aber Tardieu ſcheine die
Vergangenheit vergeſſen zu haben und nur an die Zukunft zu den
ken. Er, Briand, wäre ſtärker beklatſcht worden, wenn er das
Ruhrgebiet beſetzt hätte, aber dieſe Art von Popularität habe er
niemals geſucht. (Beifall links und in der Mitte. Auf der rech
ten Seite wird Briand lebhaft unterbrochen, was Proteſte von
links hervorruft. Briand fordert ſeine Kollegen auf, zwiſchen den
beiden Arten von Politik zu wählen. Der Abg. Roblemaire ruft
dazwiſchen. Die Frage ſteht doch viel höher als eine miniſterielle
Frage.) Miniſterpräſident Briand ſagt, der Abgeordnete Noble-
maire habe ihn nicht verſtanden, wenn es ſich um das Intereſſe
Frankreichs handele. Wenn er die Kammer auffordere, ihre Wahl
zu treffen, dann handele es ch um eine Frage im allgemeinen

Jntereſſe. Die, die für ein iſoliertes Frankreich ſeien, hätten zu
bedenken, 200 000 Mann ſtänden vor dem Ruhrgebiet, das in ne r-
halb acht Stunden beſetzt werden könne. Er frage ſich, was
erfolgt wäre, wenn man nicht das Abkommen von London getroffen
hätte, das die Jntereſſen Frankreichs ſicherſtelle, wenn er zurück
gekommen wäre mit der Erklärung, Frankreich ſei iſoliert. Man
ſage, wenn man Frankreich vertrete, müſſe man erklären: „Jch
will“, und wenn der andere ſich nicht beuge, dann müſſe man ihn
brechen. Wenn er das getan hätte, dann hätte man das ihm acht
oder vierzehn Tage ſpäter vorgeworfen. Prüfen Sie Jhr Gewiſſen,
ruft Briand unter dem Beifall der Linken und der Mitte. Briand
fährt fort, es ſei ihm bis jetzt gelungen, die Einigkeit unter
den Alliierten aufrechtzuerhalten. Er ſei ſicher, daß ihm
das auch morgen gelingen werde, ſelbſt in der Frage von Ober-
ſchleſien. Man müſſe unermüdlich daran arbeiten, die Einigkeit
in der Welt aufrechtzuerhalten, aber nicht nur im Jntereſſe Frank
reichs, denn das britiſche Volk habe die gleichen
Jntereſſen wie dasfranzöſiſche. Er ſteige von der
Tribüne herab, indem er ſage, die Lage Frankreichs ſei weit davon
entfernt, ſchlecht zu ſein. Die Stimme Frankreichs ſei gehört wor-
den, und überall, in Amerika und in England beſonders würdige
man die Feſtigkeit und die Mäßigung Frankreichs. Des-
halb werde er, ſolange er an der Spitze der Regierung ſtehe, nicht
auf die Politik der Feſtigkeit und Mäßigung verzichten. (Lebh.
Beifall in der Mitte und auf der Linken ſowie auf einigen Bänken
der Rechten und auf der äußerſten Linken.)

Abgeordneter Vicent Auriol. Er analyſiert die finan
ziellen Klauſeln des Friedensvertrags von Verſailles und erinnert
daran, daß der Abgeordnete Klotz von einer Schüldſumme Deutſch
bands im Betrage von 463 Milliarden geſprochen habe. Man
habe immer behauptet, daß die 68 Milliarden 'Goldmark, die man
in London feſtgelegt habe, den 210 Milliarden Papierfranken ent-
ſprächen, die Frankreich verlange. Er erinnere daran, daß die
ſozialiſtiſche Partei, die jetzt in Deutſchland der Regierung ange
höre, die Pflicht zur Reparation anerkenne. Er frage, ob man
etwa die Politik der Zwangsmaßnahmen gegenüber Deutſchland
weiter verfolgen wolle, wodurch die Alldeutſchen und Militariſten
ans Ruder kämen. Jn dieſem Falle müſſe man die Jahresklaſſe
1919 50 Jahre unter den Waffen behalten. Die Großinduſtrie
wolle die Beſetzung des Ruhrgebiets. Der Abgeordnete beſchäftigt
ſich des weiteren mit finanziellen Fragen und empfiehlt zum
Schluß das Programm der Sozialdemokraten, das in Amſterdam
aufgeſtellt wurde. Die arbeitende Klaſſe ſolle ſich verſtändigen und
dem grauſamen Kriegszuſtand für die Völker ein Ende bereiten.

Die Weiterberatung wird alsdann auf Mittwoch nachmittag
vertagt.

Das Verbot militäriſcher Anwerbungen.
Der Reichspräſident hat unter dem Datum vom 24. Mai

1921 folgende Verordnung über das Verbot militäriſcher
Verbände erlaſſen:

Auf Grund des Artikels 48 der Verfaſſung des Deutſchen
Reiches verordne ich zur Wiederherſtellung der öffentlichen
Sicherheit und Ordnung für das Reichsgebiet folgendes:

1. Wer es unternimmt, ohne Genehmigung der zu-ſtändigen Dienſtſtellen Perſonen zu Verbänden militäriſcher

Art h 1 oder wer an ſolchen Verbändenteilnimmt, wirt mit Geldſtrafe bis zu 100 000 Mark
oder mit Gefängnis beſtraft.

s 2. Dieſe Verordnung tritt mit dem Tage ihrer Ver
kündung in Kraft.

Berlin, den 24. Mai 1921.
Der Reichspräſident: gez. Ebert.

Der Reichskanzler: gez. Dr. Wirt h.
Der Reichsminiſter des Jnnern: gez. Dr. Gradnauer.

Nach einem amtlich durch WTB. gegebenen Kommentar
iſt auf Grund dieſer Verordnung auch ſtrafbar, wer Ge 1d
unterſtützung für ſolche Unternehmungen hergibt,
ebenſo iſt ſtrafbar die Werbung und die Aufnahme von
Werbeinſeraten in der Preſſe. Die Verordnung be-
zieht ſich auf das ganze Reich mit Ausnahme des Abſtim-
mungsgebietes ſelbſt, in dem die Verwaltung den Alliierten
zuſteht, denen auch die Regelung des Selbſtſchutzes dort
unterliegt.

Orgeſch-Skandal.

Vom Hauptbetriebsrat bei der Eb.Gd. Dresden gehen
dem „Vorwärts“ neuerdings Nachrichten über durchfahrende
bayriſche Orgeſchtransporte zu. So paſſierten am Sonn-
abend, den 22. Mai, weitere 60 Orgeſchleute, die ſich als
„Freiſchärler Oberland“ bezeichneten. Trans-
portführer war ein Dr. Schmidt. Der Morgenzug am Sonn-
lag brachte 40 bis 50 Mann von Salzburg, teilweiſe Studen
ten, darunter auch 14 Heſterreicher. Entgegen den erſten
Transporten fuhren dieſe auf Maſſenfahrſchein.

edoch ſind auch bereits imal in entgegengeſetzter Rich-An a 25 Wenn Rcketer paſſtert, deren Avsſagen

enen Falle a

ergeben, daß das ganze Unternehmen erſ dumm wie kopf-
los angezettelt iſt. Es waren meiſt Arbeitsloſe, die man
mit ungeheuren Verſprechungen angelockt hat. (Einmalige
Zahlung von 250 Mk., tägliche Löhnung von 50 Mk.) Tat-
ſächlich haben ſie nichts erhalten, auch keine Naturalver-
pflegung, ſondern man hat ihnen den weiſen Rat gegeben,
wenn ſie Hunger hätten, ſollten ſie ſich das Nötige ſelbſt von
den Bauern holen. Offenbar das wirkſamſte Mittel, um
bei der Bevölkerung Sympathien für Deutſchland zu er-
wecken.) Uebereinſtimmend haben die Rückkehrer beiver
Transporte auch ausgeſagt, daß die Bewaffnung ſehr mangel-
haft war, Gewehre hatten allein die Studenten, und dieſe
führten auch das Kommando in der Weiſe, daß ſie Wider-
ſetzliche mit Arreſt und Erſchießung bedrohten. Einzelne
wurden auch in einem Keller eingeſperrt. Bei den Bauern
werden Pferde und dergleichen requiriert gegen ungültige
Requiſitionsſcheine mit gefälſchten Namen, ſo daß hier ſchon
eine große Erbitterung entſtanden iſt.

Wie lange ſoll dieſer Orgeſch-Skandal noch andauern.
Das deutſche Volk hat in ſeiner Geſamtheit die Koſten für
die Dummheiten dieſer „Heldenjünglinge“ und Räuber
romantiker zu tragen.
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Jetzt liegen die erſten Meldungen über die Helden
taten der Orgeſch-Leute in den von den Polen noch nicht
beſetzten Gebieten Oberſchleſiens vor. Jn dem Städtchen
Namslau ſtürmten ſie unter Führung ihres Leutnants das
Rathaus und verſchafften ſich Waffen. Jn Reiße ſtillte das
bayeriſche Corps Oberland ſeinen Tatendurſt dadurch, daß
es Exzeſſe h unſer Parteiſekretariat verübte,
anweſende Funktionäre mdt h z. Die

deutlich, el

ſehen haben.
dürfte gerade in Anbetracht der Tatſache, daß England in
dieſem Augenblicke Truppen nach Oberſchleſien entſendet und
daß die franzöſiſche Preſſe eifrig bemüht iſt, den Eindruck zu

erwecken, als ſei es jetzt notwendig gegen die „deutſchen Be
amten“ vorzugehen, jedem, der in der Lage iſt die Verhält
niſſe objektiv zu beurteilen, zeigen, welch große Gefahr von
der Orgeſch und den hinter ihr ſtehenden Kreiſen droht.
Das natürlich auch der alldeutſche Verband nicht fehlt, um der
neuen Regierung Schwierigkeiten zu bereiten, iſt eigentlich
eine Selbſtverſtändlichkeit. Sein geſchäftsführender Aus
ſchuß hat am Sonntag eine ſehr lange Entſchließung gefaßt,
deren Einleitung lautet:

„Noch einmal hat die alte reichsfeindliche Mehrheit
des Reichstages entgegen ihren eigenen feierlichen Er-
klärungen ſich dem feindlichen Machtſpruch unterworfen
und damit unter Freigabe der deutſchen Ehre das Vater
land der fremden Willkür ausgeliefert.“

Ueber Oberſchleſien ſagt der alldeutſche Verband in
ſeiner Entſchließung folgendes:

„Die Vorgänge in Oberſchleſien müſſen den Zorn
jedes ehrliebenden Deutſchen erwecken und ſeine Verachtung
gegen alle Vertiefung die ſein Volk in die Lage gebracht
haben, wehrlos dem Raubgelüſte polniſcher Abenteuerez
ausgeliefert zu ſein.“

Der alldeutſche Verband urteilt hier ſehr ſcharf über S
ſich ſelbſt, über Wilhelm II., über Ludendorff, Helfferich und
all die anderen großen Krieger und Strategen, die England
in ſechs Monaten auf die Knie zwingen, den Feinden die
Zahlung aller Kriegskoſten aufbürden wollten, die Longwy-Briey Deutſchland einverleiben und Belgien vom Reiche
wirtſchaftlich abhängig machen wollten. Zur Erreichung
dieſer Ziele haben jene Leute den Krieg bis zum ruhmreichen
Ende geführt, deſſen Folgen nun das Volk auszubaden hat.
Heute haben ſie nicht nur die Frechheit, anderen die Schuld
über dieſe Zuſtände in die Schuhe zu ſchieben, ſie ſind über-
dies ſchon wieder dabei, einen neuen Krieg, diesmal gegen
Polen, zu inſzenieren.

Gegen dieſes Treiben des reaktionären Blocks iſt nur ein
Kraut gewachſen. Jhm gegenüber gibt es nur eine Macht, den

feſtzuſammengeſchloſſenen Block aller Republikaner.
Sein Kernſtück muß die deutſche Arbeiterſchaft ſein, die die
Hauptlaſten zu tragen hätte, wenn die Pläne der Saboteure
verwirklicht werden würden. Die deutſche Arbeiterſchaft und
vor allen Dingen die ſozialiſtiſche hat die verdammte Pflicht
und Schuldigkeit auf dem Poſten zu ſein, feſt zuſammen
zuſtehen, die neue Regierung bei der Durchführung der Ent-
waffnung zu unterſtützen. Sie iſt die zuverläſſige Stütze der
demokratiſchen Republik, und nur wenn ſie es bleibt, iſt es
möglich, dieſe in eine ſozialiſtiſche Republik umzu-
wandeln.

Durch den Ausfall der oberſchleſiſchen Kohle
hat ſich den Blättern zufolge die gegenwärtig für die Liefe
rungen an die Entente und zum Verbrauch für die deutſche
Volkswirtſchaft zur Verfügung ſtehende Kohlenmenge im
Vergleich zu der Menge des Monats März etwa um 25 Proz.
verringert. Sollte ſich dieſe Einbuße von einem Viertel des
geſamten deutſchen Kohlenquantums auch nur auf kärzere

zur ſchwerſtenz ausdehnen, ſo würde das unbedi
R taſtrophe unſeres Wirtſchaftslebens

obei es

Die ganze er



Aus Oberſchleſien.

Oppeln, 25. Mai. WTW neldet: Ueber die Lage in den
chwerbedrohten Jnduſtrieſtäten im Zentralrevier lagen
zuch bis geſtern abend zuverläſſige r nicht vor. Jm
Kreiſe Roſenberg wurde die Stadt Landsberg von den Dent-
chen beſetzt. Die das Gebiet räumenden polniſ
)aben die wehrloſe Bevölkerung in ſchwerſter Weiſe aus
jeplündert und gebrandſchatzt. Eine große An
ahl Deutſcher iſt von den Aufſtändiſchen mit Kraftwagen
m das Jnternierungslager Pavonkau (Kr. Lublinitz) ver
chleppt worden. Auch aus dem Kreiſe Oppeln werden
Plünderungen der Polen in der Turawa
emeldet. Jm Kreiſe Groß-Strehlitz wurden polniſche An
priffe bei &roßStein und Schedlitz abgewieſen. Jn den
dolniſchen „Heeresberichten“ wird behauptet, die Aufrührer
hätten das Gebiet um Krappitz zur Schaffung einer neu-
tralen Zone auf Verlangen der Jnteralliierten Kommiſſion

n Banden

räumen wollen. Die Meldung entſpricht in keiner Weiſeden Tatſachen, da gerade in dieſem Gebiet mehrfach Vorſtöße

der Polen ſtattgefunden haben. Nach dem Heeresbericht der
Aufrührer vom 23. Mai, der als Warſchauer Funkſpruch ver-
bre tet wird, hat die Oberleitung der Auſſtändiſchen eine
Verfügung erlaſſen, die die Zahlung von Steuern an die
deutſchen Behörden verbietet. Das Uebertreten dieſes Be
fehls wird mit einer Geldſtrafe bis zu einer Million deut-
ſcher Mark oder einer Gefängnisſtrafe bis zu einem Jahre
ad Nach anderen Warſchauer Funkſprüchen wird die

iederaufnahme rn e fetungen an die Tſchechoſlowakei
gemeldet, und zwar ſollen am 22. Mai 5000 Tonnen Kohle
geliefert worden ſein. Die Aufſtändiſchen ſeien mit den Ab-
nehmern in Verbindung getreten, um eine geregelte Kohlen-
ausfuhr zu ermöglichen. Nach einer weiteren Warſchauer
Meldung find die Kreistage und Kreisausſchüſſe in den vonden Anfſtändiſchen beſetzten Gebieten aufgelöſt. Die Ge-

meindeverwaltungsbehörden müſſen ſich in allen Angelegen-
heiten nunmehr an die polniſchen Kreisberater wenden, die
die Kontrolle über die geſamte Kreisverwaltung ausüben.

Oberſchleſiſche „Kriegsnachrichten“.
Dem „Vorwärts“ wird aus Berlin gemeldet: Die

Kriegsnachrichten, die ein Teil der Berliner bürgerlichen
Preſſe in den heutigen Ausgaben gebracht hat, ſo vor allem
die Meldungen des „Lokalanzeigers“, erregen in den Kreiſen
der Mitkämpfer des oberſchleſiſchen Selbſtſchutzes große
Heiterkeit. Es iſt die Arbeit echter Kriegsberichterſtatter,
die in den ſchlimmſten Traditionen der „großen Zeiten“
leben. Die meiſten Einzelheiten dieſer Berichte wurden
mir heute von Führern des oberſchleſiſchen Selbſtſchutzes als
unrichtig bezeichnet. Jnsbeſonder muß ein ganz falſches Bildaus den Sehan tungen entſtehen, daß der deutſche Selbſt-

ſchutz größere Angriffsaktionen unternimmt. An einzelnen
Stellen ſind wie nicht beſtritten werden kann im Laufe
des Sonnabends und Sonntags ſolche deutſchen Gegenak-
tionen erfolgt. Aus dem Aufruf des Generals Hoefer geht
aber bereits hervor, daß die einheitliche Leitung des Selbſt-
ſchutzes, die ſich gegenüber wilden Einzelaktionen allmählich
durchſetzt, den Zeitpunkt für eine deutſche Aktion nicht für
gekommen hält, da ſie auf keinen Fall die Entente zu provo-
zieren wünſcht. Jm Laufe des heutigen Tages iſt es daher
auch zu größeren Kampfhandlungen nirgends gekommen.

Die polizeilichen Maßnahmen zur Sperrung der ober
ſchleſiſchen Grenze ſind durchgeführt. Die Grenze iſt geſperrt.
Das preußiſche Miniſterium des Jnnern entſandte neun
Hundertſchaften Schutzpolizei an die Grenze, welche den Ein
tritt von Bewaffneten aus Deutſchland hindern und aus
Oberſchleſien zurückkehrende Bewaffnete entwaffnen ſollen.

4 britiſche Bataillone nach Oberſchleſien.
Paris, 25. Mai. Havas zufolge wird amtlich be-

ſtätigt, daß die britiſche Regierung vier Bataillone der am
Rhein ſtationierten Truppen nach Oberſchleſien ren wird.
Die britiſchen Truppen werden in Köln durch ſechs franzö
ſiſche Bataillone erſetzt werden.

Franzöſiſche Note an England.
Paris, 25. Mai. Wie Havas aus London meldet, hat
rn morgen das Foreign Office eine Note der franzöſi

m

ſchen Regierung erhalten, die ihrem Jnhalt nach der am

l. Mai überſandten Note entſpricht. Die fra Botſchaft erhielt Auftrag, geſtern en bei We
mehrere Erklärungen betreffs dieſer Note abzugeben.

Belgien nicht von der Partie.
London, 25. Mai. Daily Telegraph“ beſtätigt jetzt, daß die

Möglichkeit beſteht, die helgiſche Regierung nicht zu der näch
ſten Tagung des Rates eingeladen wird. Der Grund iſt
der, Belgien niemals Vollmitglied des Oberſten Rates war.
Die Tatſache, daß die Zulaſſung Belgiens zu den kommenden Be
ratungen über Oberſchleſten erörtert wird, beweiſt, wie ſcharf
der Gegenſatz zwiſchen England und Frankreich iſt. Von eng
liſcher Seite wird die Forderung aufrechterhalten, daß Briand vor
irgendwelcher Beſchlußfaſfung des Oberſten Rates einen Ausſchußvon Juriſten und anderen S chrerſandigen mit der proviſoriſchen

Feſtſetzung der Teilungsgrenze für Oberſchleſten betrauen ſoll. Der
diplomatiſche Korreſpondent des „Daily Telegraph“ glaubt ſicher
zu ſein, daß dieſes Perfahren ſowohl den extremen deutſchen wie
den extremnen franzöſiſchen Standpunkt ſofort ausſchalten würde.

Zur Entwaffnung in Bayern.
London, 25. Mai. Dem Reuterſchen Büro wird mitge-teilt: Obwohl Deutſchlands Antwort bezüglich der Ausfüh-

rung der Einzelheiten der ptwagnungenprich tage erſt am
31. Mai fällig iſt, kann doch nicht ſtark genug betont
werden, daß eine Verzögerung ſeitens der bayeriſchen Regie
rung in der Ausführung der von der deutſchen Regierung in
dieſer Hinſicht übernommenen Verpflichtungen von der bri-
ttſchen und den anderen alliierten Regierungen nicht gedul
det werden wird.

München, 25. Mai. Den Blättern zufolge verhandelte
unter dem Vorſitz des Miniſterpräſidenten vo Kahr geſtern
abend der Miniſterrat über die Entwaffnungsfrage. Heute
findet eine Beſprechung mit den Führern der Koalitions-
parteien ſtatt.

Nach heutigen Meldungen ſoll der Miniſterrat über die
Entwaffnungsfrage eine Löſung gefunden We die bei der
Entente Befriedigung auslöſen wird. Wenn es nur keine
neue Drohung des Herrn von Kahr bedeutet!

Sitzung des Reichskabinetts.
Der „L.-A.“ meldet, daß geſtern nachmittag das Reichs

kabinett eine Sitzung abgehalten habe, in der insbeſondere
die oberſchleſiſche Frage und die Entwaffnung beſprochen
worden ſeien. Die noch freien Miniſterien dürften dem
gleichen Blatt zufolge noch im Laufe des heutigen Tages be-
ſetzt werden.

Die Reichseinnahmen.
Berlin, 24. Mai. Wie der „Deutſchen Allgemeinen

Zeitung“ von zuſtändiger Stelle mitgeteilt wird, betragen
die Geſamteinnahmen des Reiches im Rechnungsjahr 1920,/21
45,5 Milliarden Mark gegen 40,6 Milliarden des Voran-
ſchags einſchließlich des Nachtragsetats.

Ohne eine neue Konferenz
Paris, 25. Mai. Wie der „Temps“ mitteilt, erwiderte

Miniſterpräſident Briand einer Abordnung der Arago-
ichtausführungGruppe auf r

einer der Bed gungen es Londoner Abkommens die Be
ſetzung des Ruhrgebiets erfolgen könne, ohne daß es einer
neuen Konferenz der Alliierten bedürfe, folge Nach

mit dem engliſchen Botſchafter kann ich erklären,
daß die franzöſi und die engliſche Regierung hierüber
einer Meinung ſind. Falls irgendeine oder mehrere Be-
ſtimmungen des Verſailler Friedensvertrages von ſeiten
Deutſchlands verletzt werden, wird die Beſetzung des Ruhr
r ohne eine neue Konferenz der Alliierten eintreten.

riand erklärte, wie der „Temps“ weiter meldet, General
RNollet habe die ſicherſten Beweiſe dafür erhalten, daß die
deutſche Regierung die Entwaffnungsklauſeln ausführe.
Briand ſchloß, daß die deutſche r den größten Eifer
zeige, um das Abkommen von London

Jrage ob bei einer

Abbau der Zwangsmaßnahmen.
Die engliſchen Vertreter in der interalliierten Rheinland-

kommiſſion ſind aufgefordert worden, Bericht darüber zu erſtatten,
in welcher Form die gegen Deutſchland angewandten Zwangs-

beſitzendenaber in er

maßnahmen jetzt wieder abgebaut werden können. Dabet ſolle
in erſter Linie ſolche Maßnahmen in Wegfall kommen, die den
internationalen Handel und Verkehr Schwi iten bereiten
Gleichzeitig ſollen die engliſchen Ziluurgre igen darübe
berichten, in welchem Umfange eine Hera nung der Stärke de
Beſaßungsarmee im Rheinland möglich iſt. r Um der be
ſetzten Zone ſoll zwar nicht verringert werden, doch erachtet man
die der Truppen ange der Tatſache, daß Deutſchlanl

da r. W v mehzu rchte rrichtung der Zollgrensam Rhein Lider nicht einmal die Koſten der Beamtengebälte

eingebracht hat, iſt man auf die Beibehaltung dieſer Maßnahm
nicht gut zu ſprechen.

Vor einer Kraftprobe.

In der deutſchnationalen Preſſe häufen ſich wieder die
Erzberger- Artikel. Die Verurteilung des h
Eitel Friedrich zwingt die vornehmen Herrſchaften auf der
Rechten zu einem Ablenkungsmansöver. Allein die Verlegen
heit der Deutſchnationalen, die vorgeben, den Drachen der
Korruption und des Schiebertums töten zu wollen und die
dabei ſich ſchützend vor die Schieber in ihren eigenen Reihen
ſtellen, genügt nicht die Erklärung der Neubelebung der
Erzbergerhetze. Schon vor den kritiſchen Mai-Tagen und vor
der Kabinettskriſe gellte durch die deutſchnationale Preſſe de
Alarmruf: Erzberger vor den Toren. Junker, Militgriſter
und Kapitaliſten ſind ſich darüber klar, daß das neue Reichs
kabinett, wenn es außenpolitiſch etwas erreichen will, in
Deutſchland gewaltige Reformen durchführen m Die
Rechte daß die Durchführung dieſer Aufgaben
wirtſchaftlicher und politiſcher Natur nur möglich iſt, wem
dem Reichskabinett ein Preußenkabinett unterſtützend zu
Seite ſteht. Deshalb ſuchen denn auch die Wortführer der

ten in den bürgerlichen Parteien, vor allen
tsparteien den ſozialdemokratiſchen Einfluß

im Reichskabinett zur ückzu drängen und vom Preußen-
kabinett überhaupt fernzuhalten. Das kapitaliſtiſche Bürger
tum iſt ſich klar darüber, daß es um große Dinge geht, daß
ein für die Zukunft folgenſchwerer Kampf ausgefochten
werden muß. Der Demokratiſche Zeitungsdienſt bringt be-
reits einige Andeutungen über die ren des Programm
der Reichsregierung. Eine neue teuergeſetz.
gebung ſoll geplant ſein, die nicht nur die indirekten
Steuern vermehrt, ſondern auch Teile der Vermögensſubſtan,
des Reiches und Privater in Anſpruch nehmen will. Mit
der Sozialiſierung aller Energiequellen (Bergwerke, Elektri
zität) ſoll der Anfang gemacht werden; dabei will man auf
eine ſparſame Produktionswirtſchaft hinarbeiten, um den
Reich wirklich Ueberſchüſſe zu ſichern. Schließlich ſoll den
Wirtſchaftsprozeß durch horizontale und vertikale Organf-
ſationen zur Oekonomiſierung und Nationaliſierung gebracht
werden. Es hilft alſo kein Mundſpitzen mehr, es muß wirk.
lich endlich einmal gepfiffen werden, weil wir ſonſt nicht von
Fleck kommen. Seit dem Zuſammenbruch verſuchten die
eſitzenden Klaſſen in Deutſchland durch allerlei Künſte und

Fineſſen um die um die notwendige und ret
tende Tat herumzukommen. Die Dinge haben ſich im Augen
blick wieder einmal zugeſpitzt. Die Lage Deutſchlands lieg
klar vor aller Augen dar: nur eine wirtſchaftliche Revolution
bringt uns über den Graben hinüber.

Scheidemann für Reichstagswahlen.
Jm „S8-UhrAbendblatt“ beſchäftigt ſich Genoſſe Scheide

mann in einem Artikel mit der künftigen Regierungstätig
keit. Er kommt dabei zu folgenden Schlüſſen:

„Am 31. Mai ſoll der Reichstag wieder zuſammen
treten. Die Regierung wird dann an einem der erſten Tag
ihr Programm bekanntgeben, von dem gefordert werden
muß, daß es hieb und ſtichfeſt, alſo frei von jeglicher Zwei
deutigkeit iſt. Es darf unter gar keinen Umſtänden ſo formu-
liert ſein, daß es ſchließlich „um über die erſten Schwie-
rigkeiten hinwegzukommen“ eine Mehrheit findet, die bei
der erſten Gelegenheit wieder zerbröckelt. Stellt ſich bei
der Vertrauensfrage, die klar formuliert ſein muß, heraus,
daß für eine Regierung, die ihre ſchwierigen Aufgaben ernſt
nimmt, eine ſichere Mehrheit nicht vorhanden iſt, dann
muß ſie durch Neuwahlen geſchaffen werden.
Jch weiß daß man gegen Neuwahlen auch Bedenken geltend
machen kann. Dieſe Bedenken ſchätze ich genigf Neuwahlen
L Reichstag müßten diesmal zu einer rückſichtsloſen

brechnung mit der Reaktion werden.

„König Kohle.
Roman von Upton Sinclair.

(44. Fortſetzung. (Nachdruck verboten.)
Doch ereignete es ſich, daß wichtigere Dinge die Diskuſſion

über die Liſte und die Methode ihrer Veröffentlichung unter-
brachen. Jack David brachte neue, ſchlimme Botſchaft heim.

Der neue Fächer wurde aufgerichtet; doch geſchah dies
derart langſam, daß die Leute davon überzeugt waren, man
wolle den Fächer überhaupt nicht in Bewegung ſetzen, ſondern
den Schacht verſchloſſen halten, aus Angſt, daß ſich durch
den Luftzug der Brand unten weiter verbreiten könnte. Eine
Gruppe Unzufriedener hatte es gewagt, zu Herrn Carmichael,
dem Vertreter des Staatsinſpektors, zu gehen und ihm Vor-
ſtellungen zu machen. Der Führer der Proteſtierenden, der
Oeſterreicher Huszar, der zu Hals Wagekontrolleurgruppe ge-
hörte, war verhaftet und eilends aus dem Revier hinaus-
befördert worden.

Jack David berichtete noch, daß er einen Tiſchler kenne, der
im Fächerraum arbeite und behauptete, daß man ſich dort
mehr als genug Zeit laſſe; dieſer Anſicht waren auch die
anderen, die damit zu tun hatten. Der Schacht war ver-
ſchloſſen und würde es bleiben, bis die Geſellſchaft annähme,
daß der Brand erloſchen ſei.

„Aber,“ meinte Hal, „vielleicht würde ſich durch Oeffnen
des Schachtes das Feuer tatſächlich verbreiten und die Ret-
tungsarbeiten unmöglich machen

„Nicht im geringſten,“ erwiderte der große Jack. Und
er erklärte, wie durch Umdrehen des Fächers der Rauch
wenigſtens für eine Zeitlang aufgeſogen würde. „Freilich
könnten Kohlen und Balken Feuer fangen, der Fels könnte
einſtürzen und es würden dann einige Räume für die Arbeit
verloren gehen.“

„Und wie lange wird der Schacht geſchloſſen bleiben
fragte Hal entſetzt.

„Das weiß heute noch niemand; in einem ſo großen
Schacht kann der Brand eine Woche andauern.“

„Da werden ja alle tot ſein!“ rief Rofa Minetti und rang
in plötzlicher Verzweiflung die Hände.

Hal wandte ſich an Olſon: „Sind die wirklich imſtande, ſo
etwas zu tun?“

einmal getan worden,“ lautete die Ant„Es iſt mehr als
wort des Hrgantſators.

„Haben Sie nie von Cherry in Jllinois gehört?“ fragte
David. „Dort wurde es getan und über dreihundert Menſchen
kamen derart ums Leben.“ Und er erzählte die furchtbare,
allen Bergleuten wohlbekannte Begebenheit. Der Schacht war
verſchloſſen worden, oben weinten Frauen, wurden ohnmächtig,
Männer zerriſſen ihre Kleider vor Wut einige wurden
wahnſinnig. Sie hielten den Schacht zwei Wochen lang ver
ſchloſſen; als ſie ihn öffneten, lebten noch einundzwanzig
Männer!“

„Das gleiche trug ſich in Diamondville, Wyoming zu,“
ſagte Olſon. „Dort wurde eine Barriere aufgerichtet; als
man ſte fortnahm, fand man davor einen Haufen Toter,
die hinzugekrochen waren, ſie zu zerbrechen verſuchten und
ſich dabei die Finger bis auf die Knochen abgeriſſen hatten.“

„Mein Gott!“ ſchrie Hal aufſchnellend. „Und diefer Menſch,
dieſer Carmichael wird der ſo was dulden?“

„Er wird ſagen, ſie täten ihr Möglichſtes,“ entgegnete
der große Jack. Vielleicht glaubt er es auch tatſächlich. Aber
Sie werden ſchon ſehen, jeden Tag wird ein neues Hindernis
eintreten, der Fächer erſt dann in Bewegung gefetzt werden,
wenn es ihnen paßt.“

„Das iſt doch Mord,“ rief Hal aus.
„Nein, Geſchäft!“ erwiderte Tom Olſon gelaffen.
Hal betrachtete die Geſichter der Arbeiter; jeder hatte

Freunde in der Todesfalle, jeder konnte ſchon morgen in der
gleichen Lage ſein.

„Und das müſſen ſie ſich gefallen laſſen!“ murmelte er
halb für ſich.

„Heute früh kamen noch mehr Poliziſten,“ warf Jerry
Minetti ein. „Roſa hat ſie geſehen.“

„Sie wiſſen, was ſie tun,“ ſagte Roſa. „Haben bloß
Angſt, daß wir ihnen draufkommen. Frau Zamboni haben
ſie mit dem Fortjagen gedroht, wenn ſie nicht daheim bleibt,
und die alte Frau Jonotch ihr Mann und drei Söhne ſind
darinnen

„Sie werden roher und roher,“ meinte Frau David. „Der
große Kerl, der Pete, der aus Pedro kam; es iſt eine Schande,
wie der die Frauen behandelt.“

„Den kenne ich,“ ſagte Olſon, „er war in Sheridan, als
die Gewerkſchaft dort ihr Hauptquartier aufſchlug. Er
hat einmal einem unſerer Organifatoren einen Hieb auf den

verſetzt und vier Zähne ausgeſchlagen. Es heißt, erMund
ſei ein geweſener Zuchthäusler.“

Das ganze verfloſſene Jahr hatte Hal an der Univerſität
national-ökonomiſche Vorträge gehört, die eine „Privatbeſitz“

genannte Sache verherrlichten. Durch Privatbeſitz wurden
Jnitiative und weiſe Sparſamkeit gefördert; er trieb die
Räder der Jnduſtrie, vergrößerte die Goldrollen für Schul
zwecke, ſtimmte überein mit den geheiligten Satzungen von
Nachfrage und Angebot, war die Baſis des Fortſchritts und
Reichtums, mit denen Amerika geſegnet. Und nun ſtand
Hal dieſer Sache wirklich gegenüber, er ſah die wölfiſchen
Augen funkeln, fühlte auf ſeinem Geſicht den glühenden
Atem, erblickte die gleißenden Tatzen, die gekrallten Finger,
von denen das Blut der Männer, Frauen und Kinder
tropfte. Privatbeſitz der Kohlengruben! Privatbeſitz ver-
ſchloſſener Schachtöffnungen, nichtexiſtierender Notausgänge!
Privatbeſitz nicht in Bewegung geſetzter Fächer! Privatbeſitz
von Streuapparaten, die nicht ſtreuten! Privatbeſitz von
Keulen und Revolvern, von Mördern und Exzuchthäuslern,
die ſie zur Vertreibung der Retter gebrauchten, mit ihnen ver-
zweifelte Witwen in ihre Hütten jagten! Oh, abgeklärte,
wohlgenährte Prieſter des Privatbeſitzes, in akademiſchen Hal
len lobſingend dem blutigen Dämon!

Hal ſchien wie erſtarrt; etwas war in ihm erwacht, das
er nie gekannt. Ein neuer Ausdruck lag auf ſeinem Geſicht,
ſeine Stimme klang voll und tief, wie die eines ſtarken
Mannes: „Jch werde ſie zwingen, den Schacht zu öffnen!“

Alle ſahen ihn an, ein jeder von ihnen befand ſich an
der Grenze der Hyſterie, doch erkannten ſie den ſeltfome Ton
ſeiner Worte: „Jch werde ſie zwingen, den Schacht zu difnen.

„Wie?“ fragte Olſon.
„Das Publikum weiß nichts; würve die Sache bekannk,

es erhöbe ſich eine ſolche Empörung, daß ſie nie inehr vor
kommen könnte.“

„Wie wollen Sie es bekannt machen
„Durch die Zeitungen! Sie können, trotz aller Voru rterle,

etwas derartiges nicht vertuſchen.“
„Und Sie meinen, man würde dem Sahilfon eines Voll

hauers Glauben ſchenken fragte Fran David.
„Das werde ich ſchon machen ich werde ſie zwingen

den Schacht zu öffnen!“
(Fortſetzung folgt.)
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Auf der Verbandsgeneralverſammlung der
Unabhängigen trat ein Delegierter offen ünd ehrlich für die
WViedervereinigung mit der S. P. D. ein, und
ein anderer hatte ſich zu der Ah durchgerungen, daß
die U. S. P. praktiſche Regierungsverantwortung übernehmen
müſſe. Nat rig wurde ſt von Ledebour niedergedonnert,
aber vpep ihr bloßes Auftreten iſt Beweis genug für den
Wande der Vernunft, der ſich bei den Unabhängigen voll
zieht. Selbſt der Hauptreferent Brühl gab zu, daß
nach dem J a die reine Arbeiterregierung zu haben
geweſen wäre, aber damals ſeien bei der U. S. P. die Leute
„geſteinigt“ worden, die für das eintraten, was jetzt
verpaßter Gelegenheit die U. S. P. zur Unzeit fordert. Wirt
fürchten, daß noch in vielen anderen Fragen die Einſicht bei
der U. S. P. erſt kommt, wenn die Verbohrtheit die Arbeiter
intereſſen aufs ſchwerſte geſchädigt hat.

Große Vetriebsſtlllegungen.
Eine ſozialdemokratiſche Jnterpellation im Landtage.
Mannheim, 25. Mai. Die Firma Benz will am 1. Juni

einen Teil ihres Betriebes ſtillegen, wodurch etwa tauſend
Arbeiter und Angeſtellte arbeitslos werden. Die Firma
Lan z legt den Betrieb der Luftſchiffwerft ſtill.

Mannheim, 25. Mai. Landtagsabg. Arnold und Ge-
aoſſen (Soz.) haben im Landtag folgende förmliche Anfrage
eingebracht: Die Firma Benz in Mannheim beabſichtigt am
1. Juni 1921 einen Teil ihres Betriebes, das alte Werk,
u ſalegen Durch dieſe Maßnahme werden etwa tauſend
Arbeiter und Angeſtellte arbeitslos. Gleichzeitig legt dieannheim den Betrieb der Luftſchi erft

ſtill. Was gedenkt die Regierung zu tun, um die dadur
entſtehende Arbeitsloſigkeit im Mannheimer Jnduſtriebezir
zu unterbinden? Was die Firma Lanz anbelangt, ſo wurde
bei der Ankündigung von 44 Millionen neuer Aktien der Ge
ſellſchaft zur Notierung an der Börſe behauptet, daß der
Auftragsbeſtand befriedigend und die Umſätze im Steigen
begriffen ſeien.

Vom Kriegsverbrecherprozeß.

Engliſche Zeugenausſagen.
Nach Eröffnung der erſten Verhandlung in Leipzig gegendie wegen Kriegsverbrechens angeklagten Perſonen ekeeß

Senatspräſident midt erfolgt der Zeugenaufruf.
Hierauf gibt der Angeklagte Heynen, zur Perſon befragt,

an, daß er am 20. Juni 1875 in Barmen geboren und dort
ſeit 23 Jahren bei derſelben Firma zuerſt als Kutſcher und
dann als Küfer al Der Jnhaber der Firma hat ihm

ä

Berliner

Firma Lanz in

wegen ſeiner Zuve gkeit und Arbeitsſamkeit das beſte
Zeugnis ausgeſtellt. it Rückſicht auf eine Reihe ihm zu
gegangener Zuſchriften erklärt der Präſident, daß für
volitiſche Erörterungen in dieſem Saale, der nur
der Gerechtigkeit diene, kein Raum ſei. Heynen ſoll in der
geit vom 13. Oktober bis zum 26. November 1915 im Ge
fangenenlager Herne in 39 Fällen ſich der Gefangenen
nißhandlung ſchuldig gemacht haben. Neuerdings ſind
goch 7 Fälle hinzugekommen, ſo daß es ſich im en um46 Anklagefälle handelt. Es kommt dabei eine Verf lung

zegen S 122 des Militärſtrafgeſetzbuchs (Mißhandlung Unter
zebener) in Frage. Ein Teil der dem Angeklagten zur Laſt
elegten Handlungen iſt bereits früher vom Kriegsgericht
ünſter abgeurteilt und mit 2 Wochen Mittelarreſt geahndet

worden. Dieſe Strafe iſt durch die militäriſche Amneſtie vom
J. m 1918 erlaſſen worden.
Auf Befragen erzählt der Angeklagte, wie er als Unter

ffizier an das Gefangenenlager Herne verſetzt wurde und
qaß ihm dort 200 Engländer und 40 Ruſſen unterſtellt waren.
Der Präſident hält dem Angeklagten vor, daß nach den be
tehenden Vorſchriften die Gefangenen genau ſo zu behandeln
waren, wie deutſche Soldaten. Die Anklage beſchul-
digt ihn, Gefangene mit Fäuſten, mit verſchiedenen Gegen
ſtänden und durch Fußtritte mißhandelt zu haben. Auch mit
Steinen ſoll er nach Gefangenen geworfen haben. Gefan-
ſere die ſich krank melden wollten, ſoll er daran gehindert

en.
Der Angeklagte beſtreitet im allgemeinen ſich bewußt

ſtrafbar gemacht zu haben.

Auf Befragen des Reichsanwalts gibt der Angeklagte
erneut zu, die Vorſchriften, welche die Mißhandlung von
Gefangenen verbieten, gekannt zu haben. Nach den be-ſtehenden Vorſchriften ha er berechtigt geweſen, von der

Waffe Gebrauch zu machen, wenn ſeinen Befehlen nicht Folge
geleiſtet wurde.

n den engliſchen e wird zunächſt John Parry
oernommen. Er ſagt, die Betten im Gefangenenlager ſeien
gut geweſen, die Nahrung aber war ſchlecht. Der Zeuge iſt
am 21. Oktober 1914 in Gefangenſchaft geraten und am
23. Oktober 1915 in das Gefangenenlager Herne gekommen.
Die ihm und ſeinen Landsleuten zugemutete Arbeit im Berg-
werk hätten ſie nicht leiſten wollen, da ſie darin eine Kriegs
arbeit erblickten, die ihre Landsleute in Gefahr bringen
könnte. Der Angeklagte habe ſeinen Befehl, die Arbeit auf-
pinehmen, mit Gewalt durchzuführen verſucht. Wegen ſeiner
Verweigerung der Arbeit habe ihn der Angeklagte

mit dem Gewehrkolben geſchlagen,
ſo daß er beſinnungslos niedergefallen ſei. Der Zeuge ſagt
weiter aus, er habe eine Wunde am Bein gehabt und ha
einen Arzt verlangt. Der Angeklagte habe aber erwidert,
da genüge ein Bad.

Einen anderen Gefangenen namens Croß habe der An-
geklagte abſichtlich abwechſelnd unter eine kalte und eine
heiße Brauſe geſtellt und ihn lange Zeit darunter gelaſſen.
Heynen beſtreitet das. Der Zeuge bekundet dann weiter,
e Angeklagte habe ihn beim Herunterſteigen einer Treppe

eſtoßen.
Der nächſte Zeuge iſt der Engländer Henry Abel. Er

gibt an, 12 Engländer ſeien bei ihrer Ankunft im Lager vom
Angeklagten eingeſperrt worden, weil ſie die Bergwerks
arbeit verweigerten. Von dem Angeklagten ſelbſt will der
Zeuge gelegentlich mit einem Stock geſchlagen worden ſein.
Demgegenüber behauptet der Angeklagte, er habe überhaupt
keinen Stock gehabt. Der Zeuge bleibt bei ſeiner Behaup-
tung und bekundet weiter, daß der Angeklagte einen Mann
mit dem Seitengewehr auf die Naſe geſchlagen habe. Auf
Vorhalt gibt der Zeuge an, dies ſei geſchehen, als die Gefan
genen ſich weigerten, ſich anzuſtellen.

Sodann wird die Ausſage des Zeugen Parry im Prozeß
gegen den Angeklagten vor dem Kriegsgericht in Münſter
verleſen, nach der der Zeuge ſelbſt Mißhandlungen Ge-
fangener durch den Angeklagten nicht wahrgenommen hat.

Auf Gerichtsbeſ werden nunmehr die Ausſagen der
vor dem P ericht in London eidlich vernommenen

einen Revolver getragen, tritt dieſer mit Entſchiedenheit ent-

n verleſen. Die Vernehmung iſt erfolgt in Anweſen-tet der zur ahee Tag eines u
eidig ers des Angeklagten. Jn den Ausſagen iſt die Rede

von der Weigerung der Engländer, Bergwerksarbeit zuleiſten. Der erſte Zeuge at bekundet, daß der Angeklagte
ihn mit der Ja ins Geſicht geſchlagen habe, ſo daß Blut
floß. Die Wachmannſchaften hatten die Gefangenen mit
ihren Bajonetten bedroht und ihnen die Bajonette vor den
Leib gehalten. Der zweite Zeuge, von Beruf Gärtner, hat
nie ein Bergwerk geſehen und weigerte ſich, die Arbeit auf
der Grube „Friedrich der Große“ in Herne zu leiſten. Er
bekundet ebenfalls, daß der Angeklagte einzelne Gefangene

chlagen hat, um ſie zur Arbeit zu zwingen. Ein dritter
eng hat die Mißhandlungen des Croß mit angeſehen.

m 2 Uhr wird die Verhandlung auf 4 Uhr nach-
mittags vertagt.ach der Pauſe wird die Vernehmung der Zeugen fort

geſetzt. r frühere engliſche Kriegsgefangene Erneſt Jones
will von dem Angeklagten mißhandelt und beleidigt worden
ſein. Er gehört zu denen, die die Bergarbeit verweigerten,
und gibt an, daß der Angeklagte ihm auf den Kopfge-
ſchlagen habe. Eine Krankmeldung habe der Angeklagte
zurückgewieſen. Der Angeklagte wendet ein, daß der Zeuge
ihn angerempelt habe. Der Zeuge William Lenard Gothard
hat ebenfalls den Bergmannsdienſt verweigert und erklärt,
er ſei vom Angeklagten vor die Bruſt und ins Geſicht ge
ſchlagen worden. Andere Gefangene ſeien mit Kolbenſtößen
mißhandelt worden, als ſie ſich ſträubten, Bergarbeit zu
leiſten. Der unter die Brauſe geſtellte Croß ſei n vorher
geiſtig nicht normal geweſen. Zeuge Charles Burrage
erivt ebenfalls von der Arbeitsverweigerung und dem Fall

roß. Der Behauptung des Zeugen, der An Wage habe

egen. Auch dieſer rer bekundet, daß der Angeklagte
ranke Gefangene verhindert habe, ſich krank zu melden.

Der Zeuge Sidny Smart macht weil der Vor-
änge bei der Arbeitsverweigerung und bezüglich des Fallesahnte Angaben wie die früheren Zeugen. Das Eſſen

im Gefangenenlager bezeichnet er als un r in der
Suppe ſei überhaupt kein Fleiſch geweſen. Der Präſident
e errrer dieſe Aeußerung als leichtfertig, da bereits ein
anderer Zeuge ausgeſagt habe, daß das Fleiſch zerkleinert in
der Suppe geweſen ſei. Zeuge William Gilert hat ſich
über die r im Bergwerk bei dem Angeklagten be-
ſchwert und behauptet, deshalb von ihm geſchlagen wordenzu ſein. Er betont, es ſeien in dem Lager Strafen

bis zu 56 Tagen bei Waſſer und Brot
verhängt worden.

Der Präſident ſtellt einen Widerſpruch dieſer letzteren
Ausſage mit einer früheren protokollariſch feſtgelegten Aus-
ſage des Zeugen feſt und ermahnt dieſen, ſtreng bei der
Wahrheit zu bleiben.

Der Zeuge Alfred Briers ſagt aus, er ſei mit dem
Gewehrkolben geſtoßen worden und dabei zu Boden gefallen.
Wer in der Nähe des Angeklagten geweſen ſei, habe immer
Stöße bekommen. Unten im Bergwerk ſeien die Engländer
von den Zivilarbeitern mit Revolvern bedroht worden.

Um 75 Uhr abends wird die weitere Verhandlung auf
Dienstag, den 24. Mai, vormittags 9 Uhr, vertagt.

Nolizen.

Der Ausſchuß des Völkerbundes wird wahrſcheinlich heute in
London zuſammentreten, um den Bericht des Unterſuchungs-
ausſchuſſes bezüglich der finanziellen Wiederaufrichtung Oeſter
reichs zu prüfen.

Der „neue Völkerbund nach amerikaniſchem Muſter.
Dem „New York Herald“ wird aus Waſhington gemeldet,
daß der amerikaniſche Botſchafter in London, Harvey, Ueber-
bringer eines amerikaniſchen Projektes für einen neuen
Völkerbund iſt. Das Projekt habe die Zuſtimmung von
Hughes gefunden.

Eine franzöſiſche Anleihe in Amerika. Zwei Vertreter
der franzöſiſchen Regierung haben mit einem Syndikat
amerikaniſcher Banken eine Anleihe von hundert Millionen
Dollars abgeſchloſſen. Die Anleihe läuft auf zwanzig Jahre
zu einem Zinsfuß von 7 Prozent.

Die türkiſche Nationalverſammlung in Angara fordert von
Frankreich die Aenderung der franzöſiſch- türkiſchen Abmachungen
in folgenden Punkten: 1. Grenzberichtigung (Einverleibung von
Alexandrette); 2. Umwandlung des wirtſchaftlichen Syſtems, wie
dies das Abkommen von Angora vorſieht (Angora will nicht, daß
türkiſches Gebiet in wirtſchaftliche Einflußzonen geteilt wird);
3. Unterdrückung der gemiſchten Gendarmerie für Cicilien; 4. Der
Waffenſtillſtand zwiſchen Frankreich und der Türkei ſoll erſt nach
Räumung Ciciliens durch die Franzoſen beginnen.

Der Streik im Waldenburger Revier, der ſich auf ſämtliche
Gruben ausgedehnt hat, hat durch einen Sympathieausſtand der
Metallarbeiter eine weitere Verſchärfung erfahren. Die Führer
der Gewerkſchaften haben ſich ſämtlich gegen den Streik ausge
ſprochen. Eine Konferenz der Betriebsräte hat beſchloſſen, am
Donnerstag eine Urabſtimmung der Belegſchaften vorzunehmen.

Die geſamten Elbinger Schichau-Werke ſind am Montag mit-
tag 12 Uhr ſtillgelegt worden. Die Stillegung iſt auf wiederholte
Kundgebungen der Arbeiterſchaft gegen die Werkleitung erfolgt.

Der Streik in der oberbadiſchen Textilinduſtrie iſt nunmehr
beendet. Die Arbeit wird zu den alten Bedingungen wieder auf-
genommen, doch kann vorerſt nur ein Teil der Arbeiter wieder ein-
geſtellt werden. Der Streik dauerte acht Wochen.

Wirren in Alexandria.
Der Polizei und den ägyptiſchen Truppen gelang es, die Un

ruhen zu unterdrücken. Geſtern morgen brachen zahlreiche Feuers-
brünſte in der Stadt aus, die jedoch bis mittag gelöſcht, beziehungs
weiſe eingedämmt werden konnten. Die Schießereien aus einigen
Häuſern dauern noch an. Der Truppenbefehlshaber gab bekannt,
daß Häuſer, aus denen geſchoſſen werde, mit Maſchinengewehr-
feuer belegt werden würden. Die Polizei nahm zahlreiche Ver
haftungen vor.

Nach einer Meldung aus Alexandrien befinden ſich unter den
bei den Unruhen Getöteten 25 Aegypter, 13 Griechen und ein jun
ges italieniſches Mädchen. Unter den Verwundeten befipden ſich
36 Griechen, 12 Jtaliener und zwei Franzoſen.

Ein chineſiſch- deutſches Uebereinkommen wurde am 20. Mai in
Peking unterzeichnet, das als Grundlage für den Sonderfrieden
zwiſchen den beiden Ländern dienen ſoll, da China den Vertrag
von Verſailles nicht unterzeichnet hat. Deutſchland verpflichtet
ſich, China die Vorteile des Vertrages von Verſailles zu ge
währen.

meldet die Havasagentur aus
pflichtet ſich, China alle Vorteile aus dem Verſailler
ren erklärt ſich aber außerſtande, China die Konzeſſionen

n

auf dem Grundſa
e e Nationen. Deutſchland verpflichtet ſich in einem Zu

Zu dem chineſiſch- deutſchen Uebereinkommen

Peking weiter: Deutſchland ver
rtrag zu

ntung zurückzuerſtatten. Das Arrangement ſei aufgebaut
der Gegenſeitigkeit und auf dem der meiſt

tzabkommen, va Die Jnternierungskoſten für die deutſchen
ntertanen zurüchzuerſtatten und die Annuitäten zu bezahlen, die

der Friedensvertrag von Verſailles vorſieht. Die chineſiſche Re
gierung verpflichtet ſich, die Liquidierung des deutſchen Vermögens
zu inhibieren und das
zuerſtatten. den alten deut
und ein Abkommen mit der Deutſch-Aſiatiſchen Bank zu treffen.

Ergebnis der liquidierten Güter zurück-
n Patenten wieder Geltung zu geben

Gewerlſchuftlices.

Konferenz des Vezirksgewertſchaftskartells für den

Regierungsbezirk Rerſeburg.
A onntag, den 22. Mai, tagte im „Volkspark“ zu Halle

eine ferenz der im Bezirkskartell vereinigten freien Gewerk-
ſchaftskartelle des Regierungsbezirks Merſeburg. Es waren 41
Delegierten anweſend, die 21 Kartelle vertraten. Außerdem waren
anweſend der Vorſtand des Bezirkskartells, zwei Sekretäre, ein
Vertreter des A. D. G. B., vier Gauleiter.

Als erſter Punkt der Tagesordnung wurde der Bericht
des Bezirkskartellſekretärs Gen. Berkling ent-
gegengenommen. Berkling wies beſonders auf die äußerſt mini-
malen Aufbeſſerungen auf ſozialem Gebiete hin. Eine völlige
Aenderung der Reichsverſicherungsordnung hätte längſt vorge-
nommen werden müſſen, denn das Elend der Rentenempfänger
ſei geradezr gretenhaft. Die gewährten Zulagen ſeien völlig un-
zureichend und erſetzen längſt nicht dos, was den Rentenempfängern
verloren gegangen ſei. Auch die Verwaltungsform der Verſiche-
rungsträger hätte umgewandelt werden müſſon, denn die Zu-
ſammenſetzung der Stellen, von denen die Rentenbeſcheide aus
gehen, ſeien von großer Wichtigkeit. Die Abſchätzung der Unfall-
folgen ſei immer ungünſtiger geworden; für gewiſſe Verletzungen
werde überhaupt keine Rente mehr gewährt. Der S 563 ſei erſt
vor kurzer Zeit geändert worden. Bis dahin wurde noch die
Unfallrente nach dem Höchſtjahresverdienſt von 1800 M. berechnet;
jetzt iſt die Höchſtgrenze auf 10 200 M. heraufgeſetzt worden. An
träge, die Drittelung des überſchießenden Arbeitseinkommens
fallen zu laſſen und die Rente nach dem vollen Verdienſt zu be
rechnen, ſind von der bürgerlichen Mehrheit des Reichstages ab-
gelehnt worden. Skandalös ſei es jedoch, daß für Landarbeiter in
den verſchiedenen Bezirken des Reichs der Jahresarbeitsverdienſt
auf 450—675 M. feſtgeſetzt worden ſei. Ebenſo traurig ſei es auch
auf dem Gebiete der Jnvalidenverſicherung aus, wo noch Witwen
renten von monatlich 55 Mark und Waiſenrenten von 30 M. ge
zahlt würden. Es werde demnächſt erſt eine Reufeſtſetzung der
Jahreslöhne der Land-, Wald- und Forſtarbeiter ſtattfinden,
ebenſo der nichtſtändigen Arbeiter. Dieſe Sätze ſollen aber erſt am
1. Januar 1922 in Kraft treten. Auch werde die Wahl der Ver-
treter zu den Verſicherungsbehörden wahrſcheinlich eine Verein
fachung erfahren, indem die Vorſtände der Krankenkaſſen gleich
ſämtliche Vertreter in allen Jnſtanzen wählen.

Berkling teilt dann mit, daß das Bezirksſekretariat in 759
Fällen Auskunft erteilte und 49 Vertretungen vor den verſchieden
ſten Behörden übernommen hatte, von denen z5 erfolgreich waren.
Der Redner bat darum, daß in allen Fällen, wo eine Vertretung
gefordert werde, auch das geſamte Material, Schriftſtücke uſw.
lückenlos beigegeben werde. Dann verwies Redner auf die
Arbeitsloſigkeit im Bezirk, die nach dem Putſch erſt recht in die
Erſcheinung getreten ſei. Von großer Bedeutung ſei da der Ein-
fluß auf die Arbeitsämter, da viele Unternehmer verſtehen, ge
rade die beſten Gewerkſchaftler von der Einſtellung auszuſchließen.
Nachteilig für die Arbeiterſchaft ſei auch das Fehlen von Gewerbe
und Kaufmannsgerichten in verſchiedenen Kreiſen, was ſich gerade
anläßlich der Maſſenprozeſſe nach dem Putſch gezeigt habe. Die
jetzt zuſtändigen Amtsgerichte arbeiten viel zu langſam und nicht
im Jntereſſe der Arbeiterſchaft.

Jn letzter Zeit haben im Bezirk mehrere ſtark beſuchte Gewerk
ſchaftskonferenzen ſtattgefunden, und überall ſei der Putſch ver
urteilt worden. Jm Anſchluß an den Putſch ſei vom Vorſtand auch
die Frage erwogen worden, ob es nicht zweckmäßig und im Jnter-
eſſe der verurteilten Genoſſen und ihrer Familien ſei, wenn in
ausſichtsreichen Fällen Begnadigungsanträge geſtellt würden, um
auf dieſem Wege eine Korrektur der verhältnismäßig harten Ux-
teile der Sondergerichte herbeizuführen.

Einen genauen Stand der Mitgliederbewegung im Bezirk
konnte der Referent nicht geben, da verſchiedene Kartelle die Fra
bogen nicht zurückgeſchickt haben.

Nach dem Geſchäftsbericht erſtattete Gen. Koch Merſeburg
den Kaſſenbericht. Er rügte einleitend die äußerſt nach-
läſſige Beitragszahlung von einigen Kartellen, u. a. von Bitter
feld, Düben, Halle und Könnern, ſeien überhaupt keine Beiträge
mehr gezahlt worden. Die Einnahmen im Jahre 1920 betrugen
12 994,25 M., die Ausgaben 9233,83 M. Vom 1. Januar bis Ende
März d. J. betrugen die Einnahmen 11 725,75 M., die Ausgaben
8681,45 M., ſo daß damals ein Kaſſenbeſtand von 3044,30 M. ver-
blieb.

Die ſich an den Geſchäfts und Kaſſenbericht anſchließende
Diskuſſion, an der ſich 13 Delegierte beteiligten, erwies das
lebhafte Jntereſſe der Konferenzteilnehmer. Von einigen wurde
zum Ausdruck gebracht, daß von der Tätigkeit des Bezirkskartells
zu wenig zu merken geweſen ſei, beſonders habe es jede Jnitiative
vermiſſen laſſen. Von anderen Rednern wurden jedoch dafür Ent-
ſchuldigungsgründe vorgebracht. Der Anregung eines anderen
Delegierten (Schmidt- Merſeburg), die Kriegsbeſchädigten-
organiſationen in den Gewerkſchaftskartellen aufzunehmen, ſtimmte
niemand zu, und auch Genoſſe Ernſt Schulze, der Vertreter
des A. D. G. B. wies darauf hin, daß nach den Beſchlüſſen nur
gewerkſchaftliche Organiſationen den Ortsausſchüſſen angehören
dürfen. Jm übrigen müſſe jeder berufstätige Kriegsbeſchädigte
auch gewerkſchaftlich organiſiert ſein, und dann ſei er durch ſeine
Gewerkſchaft auch im Kartell vertreten. Gegen die Anregung, für
verſchiedene aus Anlaß des Putſches verurteilte Klaſſengenoſſen den
Weg der Begnadigung zu beſchreiten, wurden Einwendungen nicht
erhoben, von mehreren Rednern vielmehr zum Ausdruck gebracht,
daß den Verurteilten und ihren Familien nach Möglichkeit ge
holfen werden müſſe. Der letzte Diskuſſionsredner Hilger-
Wittenberg ſprach noch beſonders über die Verhältniſſe in
den Halleſchen Gewerkſchaften. Wenn dieſe nicht ge-
ändert würden, dann beſtände für ganz Deutſchland die Gefahr,
daß die Gewerkſchaftsbewegung geſpalten werde.
Jn den Gewerkſchaften müſſe mehr unter Ausſchluß der Jntereſſen
einzelner politiſcher Parteien gearbeitet werden, dann werde man
auch poſitive Arbeit leiſten können.

(Ueber den weiteren Verlauf der wichtigen Konferenz werden
wir morgen berichten
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Dienstag, 31. Mai
Saalschiossbrauerei

je nach Wetter, Saal oder Garten

Für Kinder u. Gartenfeſte

ſchießvögel, Geſchenk-,
Artikel, Tanzkontroller,

Vaternen, Fackeln, Tra

Gast- Konzert

a Johann Strauss
vorm. K. k. Hofball-Musikdirektor

Programm:
W e Der Walzerkönig und seine Zeit

Karten S. Mk. einschl. Steuer bei
Reinhold Koch, Alte Promenade 1a.

Tanzblumen, Tanzband,Feſtabzeichen., Eintritts und Garderobenblocks,
Girlanden, Fähnchen für Garten- und Saaldeko

rationen aller Art, Wwinkommen Schilderbilligſt wie bekannt bei

Paul Lange,neben Apollo Merſeburgerſtr. 168, nähe Riebeckplatz
Teleſon 3477.

Sonntags geſchloſſen.

E=D=AAZE

Die kommunistische
Aufruhrbewegung in

ten

Mitteldeutschland
Ostern 1921.

Bearbeitet v. Karl Garbe, Halle
Preis 1.00 Mark.

Zu haben in der:
huchdandlung Vohkstimme, Gr. Urichstr. 27.

Bestellungen nehmen alle
Auströger entgegen.

äbe, Abſchießſterne. Ab-erlojungs u. viele andere

Irrivateure

X
Gummi

Sett-nterlagen

Winclelhos,

Jpöl-Apparate,

bunmi- Schlänche

ſow e
rämt!. bedarf Artſke

für

Möchnerinn.

in großer Auswahl billigſt,
Ferner:

babywagen
z. Wiegen

Kranken-
Fahrstiühle

u

ſleha
Nachf.

Zt. Inichen.
Warktnähe.

Auf Firma und
Hausnummer
bitte genau zu

achten

v

n
O. R. G

333 585 750 1. 900
geztompent

n alen Weſten v. ver
zchlecenen Preislagen

am lager
Eoldscharnler

faar v. M. 40. 1.

Kaufgeſuche

Goldbruh
Silberbruh

Alte Münzen
kauft zu höchſten

P. Kochano
Uhrmacher und

Neue Promenade 1
(SaaleZeitung).
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Eintritt Mk. 3.

775r menRA

der Kapelle Kott
10 Uhr

handl, Saalfeld, Bernburgerſtraße u. bei den durch Plakate kenntl. Stellen

r. Frühſfahrs

ISaalsohloß- Brauerei
Donnerstag, den 26. Maf, abends 8 Uhr

(einschl. Steuer).
F. Winkler.

rer e Se y r Halle
I

Mitgl. ö. Dtſch. Arb. Sangerbundes

(Leitung: G. Liſſel, Geſanglehrer)

veranſtaltet Sonnabenöd, den 28. Mai abenös 8 Uhr
im „Hoffſäger“, Lüindenſtr. ein

Geſangskonzertunter T Wer Frau Alice von Boer Gruſelli (Sopran),

Herrn Kurt Wichmann Bariton) u. ein Künſtler-Quartett
des GörlachOrcheſter.

o 77797972I

GROSSES r
Kinder Mk. 1.50.

III

Eintrittskarten im Vorverkauf J. WMk., an der Abendkaſſe 3.50 Mk.Karten in der Buchhandlung Volksſtimme. ferner in den Muſikalien-
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Halle, Mittwoch, 25. Mai 1921.

Partel Angelegenheiten

Bezirksvorſtand der S te abend pünktliPD. Heu d pü ch 7 Uhr bei
Diſtrikt 7 und 7a. Die Diſtriktsſttzung findet am 26. Mai

abends 75 Uhr im Reſtaurant Geßner, Beeſener Straße 82 (Ein
gang Wolfſtraße) ſtatt. Ein vollzähliges Erſcheinen iſt erwünſcht.

Jungſozialiſten! Achtung! Mittwoch abend s Uhr Zu
ſammenkunft in Wilsdorfs Geſellſchaftshaus, Karlſtraße. Vor
trag des Landtagsabgeordneten Genoſſen Reinh. Dreſcher über:
„Marx umd Laſſalle.“ Alle jungen Parteimitglieder, denen an
einer Vertiefung und Vermehrung ihres Wiſſens liegt,lich eingeladen. s der We

Bezirksvorſtand Arbeiter Jugend. Heute abe iGewerkſchaftshaus wichtige Sitzung. Pinttliches Se r
forderlich.

ArbeiterJugend. Muſik-Trupp 7 Uhr Uebung bei

[WnaiieeHalle-Scullrels.
Halle, 25. Mai 1921.

Die Transportarbeiter gegen Roskan.
Die halliſchen Verbandsfunktionäre des Deutſchen Trans
portarbeiterverbandes und Verkehrsbundes gegen Moskau

und für Amſterdam.
Jn der allgemeinen Funktionärſitzung, die am 21. dieſes

Monats im „Volkspark“ ſtattfand und von 58 Mitgliedern
aller Parteirichtungen beſucht war, wurde über die aktuelle
Frage „Moskau oder Amſterdam“ referiert und diskutiert.
Bei dieſer Gelegenheit wurde zugleich von der Verbands
leitung Bericht gegeben über die gegenwärtige Situation
innerhalb der Verwaltungsſtelle. Die in dieſer Beziehung
von der örtlichen und der zentralen Verbandsleitung ge
troffenen Maßnahmen wurden bekanntgegeben und von den
Verſammelten ohne Widerſpruch gutg en.

Zum Schluß wurde dann noch nachſtehende Entſchließung
gegen 1 Stimme bei 4 Stimmenenthaltungen angenommen:

„Die heute im „Volkspark“ verſammelten Funktionäredes Deutſchen Transportarbeite ndes an Verkehrs
bundes, Verwaltungsſtelle Halle a. S., können in dem „Mos
kauer internationalen Rat der Gewerkſchaften“ nicht die ge
eignete und gegebene organiſatoriſche internationale Zu
ſammenfaſſung des gewerkſchaftlichen Klaſſenkampfes er
blicken. ie können es vor allem deshalb nicht, weil der
Verſuch der internativnalen der Gewerk
ſchaften durch den Moskauer internationalen Rat nichts
anderes bedeutet, als die Unterſtellung der geſamten inter
nationalen Gewerkſchaftsbewegung unter eine beſondere poli
tiſche Partei und ihre völlige Dienſtbarmachung für die Ziele
und Beſtrebungen einer beſonderen parteipolitiſchen An
ſhauung. Eine derartige Unterſtellung der Gewerkſchaftenunter die „tatſächliche Leitung“ einer Partei wäre nicht nur

Rückfall in eine durch die Entwicklung längſt überwundene
Organiſationsform, ſondern müßte mit ihr innewohnender
Rotwendigkeit den völligen Zerfall der Gewerkſchaften in die
einzelnen politiſchen Parteien nach ſich ziehen. Die Ver
ſammelten können aber auch in den Grundſätzen und in den
durch dieſe Gru bedingten und beſtimmten übrigen
organiſatoriſchen nzipien der kommuniſtiſchen Jnker
nationale nicht die Grundlage einer für dieArbeiterklaſſe wirkli aren Tatigtet der Gewerkſchaf
ten erblicken, da dieſe Grundſätze und Organiſationsprinzipien ohne in eine Prüfung Richtigkeit im übri n
einzu jedes ändnis für die notwendigen Le
dingtheiten und Eigen lichkeiten des gewerkſchaftlichen
Kampfes vermiſſen laſſen. Die Verſammelten ſind des
ferneren der Ueberzeugung, daß es völlig verfehlt wäre, die
im Amſterdamer internationalen Gewerkſchaftsbund be
ſtehende 26 Millionen freigewerkſchaftlich organiſierter Ar-
beiter erfaſſende internationale Zuſammenfaſſung der Ge-
werkſchaften zuliebe einer engen parteipolitiſchen Doktrin
zu zerſtören. Um ſo verfehlter aber in einer Situation, in
der internationale Geltendmachung der Macht der Arbeiter
klaſſe mehr denn je zwingende Notwendigkeit geworden iſt
und in der bei der völligen des politiſchenZ3weiges der Arbeiterinternationale der Amſterdamer inter
nationale Gewe ftsbund die letzte des internatio
nalen Klaſſenkampfes der Arbeiterklaſſe iſt. Aus dieſen
Erwägungen heraus müſſen die Verſammelten im internatio
nalen Gewe ftsbund (Am
nationale Organiſation der werkſchaften erblicken und
jeden Verſuch der Sprengung der beſtehenden organifato
riſchen Einheit mit aller Entſchiedenheit zurückweiſen und

rdam) die gegebene inter

verurteilen. Die verſammelten Funktionäre geloben, für
ein feſtes und klares Bekenntnis und Handeln im Klaſſen
kampf des Proletariats im der gegebenen organi-
ſatoriſchen Einheit ſtets mit allen Kräften zu ſorgen und

t viefMit dieſer Entſchließung n die Funktionäre
Richtlinien ie den Mitgliedern im
ebenfalls als olche dienen müſſen. Rur wenn dieſes ge
ſchieht, wird es möglich ſein, die Organiſation am Orte und
im Bezirk wieder in jene Bahnen zu lenken, die auch unſere
Einheit in Zukunft gewährleiſten.

Sondergericht,

Die Vitterfelder KindlerVarde.
„Und ſie folgten dem Fremden, dem Reuen, ihm alle ſeinebetreten ha einmal der geniale rab be in einem Fragment

geſagt und ich tue zwar dem muniſtenführer“ Kindler
zuviel Ehre an, wenn ich i rt auf ihn anwende.
Vvitterfelder Ultraradikalen ſolgten ihm tatſächlich blindlings
in den Orkus hinein. So auch der Angeklagte, 29jährige Franz
Andrae aus Bitterfeld, der mit Kindler auf dem Auto nach
Leung fuhr, Vrowningpiſtole und zwei Handgranaten annahm
und gar nicht wußte, daß dieſes Vorgehen eine grobe Geſetz
widrigkeit darſtellt. Der Staatsanwalt beantragte 2 Jahre
s Monate Zuchthaus wegen Anſchluſſes an bewaffnete
daufen, Hochverrats und Verbrechens gegen das Entwaff-
nungsgeſe Das Gericht verurteilte Andrae zu 2 Jahren

Mark Geldſtrafe.

Sangerbauſen ziehenden roten Truppenu t der Flucht be

Aber die

Beilage zur Volksſtimme. 5. Jahrgang Nummer 1719
dort feſtgehalten und nicht mehr berausgelaſſen. Ein Flucht-
verſuch miß lang ihm. Er wurde der Arbeitskompagnie zu

c v t ſo v n.e eilsgen. rotzdem verurteilte ihn der tshof zuJadr Gefängnis.
Der Angetlagte Auguſt Dannenberg aus Oberrißdorf

tte vom KappPutſch her noch ein Gewehr verſteckt, das ihm die
ufrübrer abnahmen und ihn ſo eines Vergehens gegen das

Entwaffnungsgeſetz ſchuldig machten. Der Staatsanwalt
bemerkte mit Recht, daß der Angeklagte keine aufrühreriſchen
Abſichten gehegt habe, und bittet die Sühne des Verſtoßes gegen
das bei einer Geldſtrafe von 1000 Markr zu laſſen. Dannenberg wird zu 500 Mark Geldſtrafe
verurteilt.

Straſkammer.
Beſtrafter Zuhälter.

Wegen Zuhälterei, die er ſchon mehreren Dirnen ge
leiſtet hat, hatte der Angeklagte Otto Pfeiffer aus Halle ſich
zu verantworten. Wegen desſelben Vergehens iſt er
bereits vor beſtraft. Deshalb erſchien dem Gericht eine ſcharfe
Strafe angebracht. Pfeiffer wurde dem Antrage der Staats-
anwaltſchaft gemäß zu 4 Jahren Gefängnis verurteilt.

Hauptverſammlung der „Freien Volksbühne“.
Am Montag abend traten die in den Bezirksmitgliederver-

mmlungen der „Freien Volksbühne“ am 10. Mai gewählten
ertreter z erſten Tagung zuſammen. Rach einem kurzen, ge

drängten Bericht des Vorſitzenden des es Aus
uſſes, Herrn Ritter, zeigten ſich leich wieder die Mängel,
e durch den bisherigen in jeder Hinſicht proviſoriſchen Zuſtand

b herausſtellten. Es wurde gleich eingangs von verſchiedenen
ednern die Kompetenzfrage der Verſammlung aufgerollt. Wie

weit ſollen die Rechte der Hauptverſammlung gehen und wie lange
ſoll die Amtsdauer der jetzt gewählten Vertreter dauern? Das
waren die beiden Hauptfragen, um die ſich eine endloſe und ziem
lich verworrene Debatte entſpann, die teilweiſe ſogar in den
Formen einer Geſchäftsordnungsdebatte vor n Faſt er
hielt man den Eindruck, als ob einzelne Mitglieder unbewußt den
beiden rechtsſtehenden Blättern am Orte Hilfe bringen wollten,
die ja bekanntlich ver „Volksbühne“ jede Kompetenz, überhaupt
nur da zu ſein, abſtreiten. Die ganze Geſchichte löſte 9 aber zu
letzt doch einigermaßen in Wohlgefallen auf, da man übereinſtim-
mend der Anſicht war, die Kompetenz der Vertreter beſtehe darin,eine Satzung zu ſchaffen und damit den Verein auf eine geſunde
Grundlage zu ſtellen. Zur Vorberatung der Satzung wurde ein
r gewählt, der einer, in der Woche vom 15. bis 22. Juni
tattfindenden Hauptverſammlung der jetzt gewählten Vertreter

richt erſtatten wird, die dann weiteres zu beſchließen hat.
Außerdem wurde noch ein Ausſchuß zur Durchführung eines ge
planten Sommerfeſtes und ein anderer zur Vorberatung der Wah-
len zur Verwaltung des Vereins eingeſetzt. Damit hatte dieſe
Verſammlung in ſpäter Stunde ihr Ende erreicht.

Zweiter deutſcher Hochſchultag in Halle g. 6.
(Fortſetzung.)

Halle, 24. Mai.
Die Vertreter der neu aufgenommenen vHochſchulen, der Berg

akademien Clausthal und Freiberg i. Sachſen, der landwirtſchaft
lichen Hochſchulen Berlin, Bonn-Poppelsdorf, der forſtlichen Hochſchulen Eberswalde, München und Tharandt, der tierärztlichen
Hochſchulen Berlin, Dresden und Hannover, ſind inzwiſchen ein
getroffen und werden von dem Vorſitzenden begrüßt.

Profeſſor Zſcharnack, Berlin, referierte über die Frage
der Dozentenkammern. Seine Ausführungen kla in demWunſche aus, daß die Richtordinarien eine ihrer Stegung ent

ſwrechende Vertretung im Senat und in der Fakultät bekommen
müßten; würden aber, wenn ihnen S Vertretung aufanderem Wege nicht gefichert würde, ſelbſt dem Gedanken der
Bildung von Kammern durchaus ablehnend gegenüberſtehen.
Die Privatdozenten hätten beſchloſſen, den deutſchen Hochſchulen,
noch keine Reform ihrer Verwaltun skörper vorgenommen hätten,
zu empfehlen, daß Senate und Fakultäten aus eigener Ent

ließung heraus für eine Vertretung der Extraordinarien und
er Pripatdozenten Sorge tragen möchten.

einem Referat von Profeſſor Dr. Friſcheiſen-
Köhler in Halle über die Organiſation des Hochſchulverbandes
wurden folgende Punkte beſchloſſen: Das Organ des Verbandes
iſt der Hochſchultag. Die laufenden Geſchäfte werden durch den
neunköpfigen Vorſtand geführt, der in wichtigen Frage auf den
25 köpfigen Hauptausſchuß erweitert wird. Dieſem Hauptausſchuß
gehören Vertreter aller Arten der Hochſchullehrer und Fakultäten
und ſoweit irgend möglich aller Hochſchulländer an. Durch ge-
heime Wahl wurden gewählt: Zum Vorſitzenden Geheimrat

rof. Schenck, Münſter, Geheimrat v. Dyck, München, Prof.
eeberg, Berlin, Prof. Schlink, Darmſtadt, Prof. Till-

mann, Bonn, Prof. Hedemann, Jena, Pro Schapel,
Jena, Prof. Hickefang, Hannover, Prof. 3ſcharnack,
Berlin. Die Liſte der Vertreter der einzelnen Länder und Ob-
männer der Ausſchüſſe wird ſpäter veröffentlicht.

Die Tagung des Landes- Verbandes der preußiſchen
Privatdozenten

fand am 20. und 21. Mai in Halle ſtatt. Der Leiter
der J Prof. Zſcharnak-Berlin, berichtete einleitend über die Lage und ſtellte feſt, daß dem Wirken des reform-
freudigen Kultus miniſteriums doch wenigſtens eine kleine Beſſerung
verdankt werden könne, die als Anfang verheißungsvoll ſei. Von
der Grundlegung zur Ausführung ſei freilich noch ein weiter
Schritt. So iſt namentlich der Erlaß des Kultusminiſters, der
wach grundfätzlicher Befeitigung der außerordentlichen Profeſſoren
und des Profeſſorentitels die Gruppe der bewährten Privatdozenten

mit der et „nichtbeamtete a. o. Proeſſoren“ ſchafft, auf allerlei Schwierigkeiten geſtoßen, um deren
itigung das Miniſterium dringend gebeten werden ſoll.

Die Hauptpunkte der Tagesordnung waren die Teilnahme
der Privatdozenten an den Univderſitätszeſchäf-
ten, die Maßnahmen zur wirtſchnftlichen Beſſer-
ſtellung der Privatdozenten, ſowie die Reoiſion des Be
rufungs- und Habilitationsweſens. Die Teil-nahme der Privatdozenten an den Univerſitätsangelegenheiten, diebisher am Wirerſtreben der auf ihre Vorzugsrechte pochen-
den Ordinarien ſcheiterte, iſt nur in der Form denkbax, daß die
Privatdozenten eine ausreichende Vertretung in den Fakultäten
erhalten, daß ſie nuch an den wichtigſten Kommiſſionen teil-
nehmen können. Ohne dieſe Möglichkeit iſt eine Wahrnehmung
der Rechte und Aufgaben der Privatdozenten unmöglich, ſo daß
die Univerſitäten dadurch ſchweren Schaden leiden müßten. Ein-
ſtimmig einigte man ſich auf die Forderung, am Vertreterprinzip
r lten und vas früher diskutierte Kammerprinzip, nach dem
alle Privatdozenten zu einer belonderen Kammer vereinigt werden
ſollen, fallen zu inſſen. Auch bei Errichtung einer beſonderen
Dozentenkammer müßte dieſe übrigens entſprechende Vertretung
in Fakultäten und Senot haben, ſo daß der entſcheidende Punkt
doch die genügende Vertretung bleibe. ß dieſe auch bei Habili-
tation von neuen Privatdozenten und bei Verufungen die Haupt
ſache iſt, m die Beſprechung der anderen Punkte der Tages
ordnung. Außerdem war man ſich einig, daß die Habilitation
eine h Ausleſe nur bei ſchärſſter Handhadung der Zu-
laſſungs bedingungen gewährleiſtet, was an die Porausſetzung der
Mitarbeit der Privatdozenten et lei. abilitanten
wird dringend angeraten, die Habilikation nur nach Ablegung der

r

un 2r n
Staatsprüfungen anzuſtreben, um gegebenenfalls ſpäter einen Be-
rufswechſel ermöglichen zu können. Als Mitte! zur Kontrolle der
Berufungsverfahren wird gewünſcht, daß künftig nach geſchehener

Berufung die Vorſchlagsliſte ebenſo veröffentlicht werden ſoll, wie
dies bei der Berufung von Bürgermeſtiern üblich iſt.

Bei Beſprechung der wirtſchaftlichen Verhältniſſe der Privat
dozenten kam leider zum Ausdruck, daß die Privatdozenten in

reußen viel ſchlechter daran ſind als die außerhalb Preußens.
Dasſelbe gilt übrigens auch von der Rechtsſtellung der Privat

dozenten innerhalb der Univerſität.) Bekanntlich haben Privat
dozenten, obwohl es Männer von durchſchnittlich 38 Jahren ſind,
weder feſte Bezüge noch Ausſichten, noch das Anrecht auf Witwen-
und Waiſenverſorgung. Es iſt alſo gewiß nicht unbillig, wenn
die Forderun nzminimum in der Höhe des Ge

ltes der Studiena
ann ſich der preußiſche Staat bisher noch nicht dazu entſchließen,

dem akademiſchen Nachwuchs, von dem leider ein ſtändig zunehmen-
der Prozentſatz in arger Bedürftigkeit lebt, auch nur einen Teil
ſeiner Wirtſchaftsnöte abzunehmen. Der Vorſtand des Landes-
verbandes erhielt jedenfalls ausführliche Jnſtruktionen, wie die

rivatdozentenſchaft auf dem gegen ärtig in Halle ſtattfindendene und beim Miniſterium zu vertreten iſt. Die Neu
wah machten Prof. Mortienſſen (Kiel) zum 1. Vorſitzen-
den, den langen und verdienten Leiter des Verbandes, Prof.
Z3ſcharnak (Berlin), zu ſeinem StellvertreterAls Auftakt zum Hochſchultag fand noch eine zwangloſe Aus-
e des Kartells der Nichtordinarienvereinigungen aller deut
chen Univerſitäten ſtatt, in der im allgemeinen Einigung überdie gemeinſamen Intereſſen erzielt wurde. Beſonders bemerkens-
wert war auch diesmal wieder die allſeitig zum Ausdruck kom-
mende Zurückhaltung und Selbſtzucht bei allen Beſchlüſſen und
Aeußerungen der Privatdozenten, die trotz ihrer elenden wirtſchaft
lichen Lage, grober Jn anſpruchnahme und Verantwortung nur be
ſcheidene Forderungen im Jntereſſe ihrer Beſſerſtellung äußerten,
während ihre Hauptſorge der Hebung und Sicherſtellung des Unter
r der Univerſitäten und der Förderung der deutſchen
Wiſſenſchaft galt.

Rentenzahlung bei der P Die Zahlung der Militärrenten
und der Jnvaliden- und Unfallrenten findet beim Poſtamt 1
Gr. Steinſtraße wie folgt ſtatt, für Militärrenten am 28. Mai
für die Nummern 1-15 000, am 30. Mai für die Nummern
15 001 bis Schluß, am 31. Mai für die an den erſten beiden Zahl-
tagen nicht abgehobenen Militärrenten. Am 1. und 2. Juni
werden Militärrenten nicht gezahlt; b) für Jnvaliden- und Un-
fallrenten am 1. Juni für die Nummern 1--3800, am 2. Juni für
die Nummern 3801 bis Schluß. Vom 28. Mai bis einſchl. 6. Juni
werden die Renten in der Zeit von 8 Uhr vormittags bis 2 Uhr
nachmittags, an den folgenden Tegen von 912 Uhr vorm. und
von 3-—6 Uhr nachm. gezahlt. Die Quittungen der Unfall- und
Jnvaliden-Rentenempfänger ſind für Monat Juni volizeilich zu
beglaubigen. Jm Jntereſſe der Rentenempfänger iſt es erwünſcht,
die Zeit von 11--2 Uhr mehr auszunützen, weil der Verkehr in
dieſen Stunden erfahrungsgemäß ſehr ſchwach iſt.

Richtiges Gewicht bei der Kohlenlieferung. Dazu ſchreibt man
uns aus dem Leſerkreiſe: Die dies bekannte Kohlenhandlung
Sachſe Mehnert hat in ſehr dankenswerter Weiſe bei Anjuhr
von Briketts die Reuerung e dem Beliefernden mitzu-
teilen, wie viel Reihen der beladene en enthält und wie hoch
die Reihen ſind. Die Kundſchaft dieſer Firma iſt ſehr befriedigt
durch dieſe Möglichkeit der Kontrolle. Bei der Anfuhr von 30-—40
Zentner Briketts Sun Abnehmer in der Lage, die Richtigkeit

nach einem Exi

des Gewichtes nachzuprüfen, was aber in Hinſicht der abnorm
Bern Kohlenpreiſe durchaus nötig wäre. Die Konkurrenz obiger

itma ſollte nicht verſäumen, obiges Kennzeichen auf dem Liefer
ttel gleichfalls allen Kunden mitzuteilen. Auch wäre eine
ontrolle ſo möglich, wenn jeder Lieferant auf dem Lieferſcheine

angeben wollte, welches Durchſchnittsgewicht auf eine Kiepe Bri-
ketts kommt, wenn dieſe voll gefüllt iſt.

Wichtig für viele ehemalige Kriegsgefangene. Die Halleſche
Kriegsgefangenenheimkehr bei Herrn Juwelier Tittel hier weiſt
darauf hin, daß Anträge wegen der Rückführung des bei den ehe-
maligen feindlichen Staaten noch lagernden Gepäckes, ſowie wegen
der Entſchädigung für in Verluſt geratenes Gepäck unſerer Kriegs
gefangenen, jetzt bei der Reichszentralſtelle für Kriegs und Zivil-
gefangene in Berlin S. W. 11, Königsgrätzer Straße 30 bearbeitet
werden. Derartige Anträge ſind dort aber ſofort zu ſtellen, weil
die Friſt ſonſt verſäumt wird.

Gefundene Gegenſtände. Jn den Räumen der Meldeſtelle des
Stadternährungsamtes ſind im Laufe der Zeit nachſtehende Gegen
ſtände gefunden worden: 1 Herren- Portemonnaie mit 14,90 Mark
Jnhalt, 1 Damen- Portemonnaie mit 10,04 Mk. Jnhalt, 1 Brief-
umſchlag mit 15,40 Mk. Jnhalt, verſchiedene Geldſcheine. Die un-
bekannten Eigentümer werden aufgefordert, ihre Rechte innerhalb
3 Monaten im Zentralbüro, Rathausſtraße 19, Zimmer 60, geltend
zu machen. Die nicht zurückgeforderten Gegenſtände werden an
die Armenverwaltung abgegeben werden.

Ueberfahren. Geſtern wurde ein zweijähriger Knabe in der
Torſtraße von einem Straßenbahnwagen angefahren. Er ge-
riet unter die Schutzvorrichtung und trug Hautverletzungen am
Kopfe und am Oberſchenkel davon.

Jn die Saale gefallen. Am Elektrizitätswerk fiel ein acht
jähriger Knabe beim Spielen in die Saale. Er wurde von einem
vorübergehenden Mann gerettet.

Unfall. Ein elfjähriger Schüler gerie: beim Radfahren am
Moritzzwinger mit einem Bein zwiſchen die Pedale, wobei
er ſich Quetſchwunden am Bein zuzog, die ſeine Zuführung nach
dem Eliſabethkrankenhaus erforderten.

Bund zur Erhaltung und Mehrung der deutſchen Volkskraft.
Pächterverſammlung Acker Jonasſtraße und Riebeckſtift am Don-nerstag, dem 26. Mai, abends 8 Uhr, in Wends Reſtaurant,
Beeſener Str. 21. Zahlreiches Erſcheinen erforderlich.

Alice von Boer-Gruſelli, die vormals gefeierte Bühnenkünſt-
lerin am Halleſchen Stadttheater, die mit größtem Erfolg an
allen nur größeren Bühnen Deutſchlands gaſtierte, wirkt am
Sonnabend, dem 28. Mai, im Frühijghrskonzert des Freien
Sängerchors im Etabliſſement „Hofjäger“ mit. Alice von Boerſingt Lieder für Sopran und vringt u. a. auch ein Duett mit
Herrn Kurt Wichmann (Bariton) zum Vortrag. Außerdem wirkt
ein Künſtlerquartett des Görlach-Orcheſters mit. Die Leitung des
Abends liegt in bewährten Händen des Herrn Geſanglehrers
G. Liſſel. Das Konzert verſpricht ein Ereignis auf dem halleſchen
Kunſtmarkt zu werden; man verſorge ſich rechtzeitig mit Karten.
Solche ſind zu haben in der Buchhandlung „Volksſtimme“, in den
Muſikalienhandlungen Reinh., Koch. Alte Fronenade Heinrich
Hothan, Gr. Ulrickſtraße, Albert Manthey, Buchhandlung, Saal-
ſeld. Bernburger Straße und in Ammendorf bei Alfred Haber-
mann.

Stadttheater. Heute, Mittwoch, abends 74 Uhr, geht Richard
Straußs' „Salome“ in Szene. Donnerstag „Alt-Heidelberg“. Die
für Freitag und Sonntag abend angeſetzten Gaſtſpiele von Ger-
trud Kaprel-Schunke müſſen leider wegen Spielplanänderung in
Hannover ausfallen. Die Partie der Leonore in der am Freitag
ſtattfindenden Aufführung „Der Troubadour“ übernimmt Priska
Jich vom Nationaltheater Weimar. Am Sonnabend gelangt
„Die Braut von Meſſina“ zur Aufführung. Sonntag nachmittag
Volksvorſtellung „Glaube und Heimat“, Sonntag abend „Carmen“.

Freie Volfsbühne, Halle. Der Verſchwender. Anfang 72
Uhr. Spieltage: E: Mittwocd, 25.; G: Freitag, 27.; H: Montag.,
30. Mai; J: Donnerstag, 2. Juni; K: Sonnabend, 4. Juni. Die
Karten ſür das 8. und 9. Werk müſſen bis 3. Juni eingelöft ſein.

Die Lichthildervorträge über Gefchlechtskrandheiten und ihre
Folgen, die vom 27. Mai bis zum 2. Juni in den „CT.-Lichtſpielen“
ſtattſinden, find von großem Wert für die Volksgefundheit. Auch
die Arbeiterſchaft ift deshalb ſtark daran Rrrrkheſh daß ſie und
ihre Angehörigen genügend über dieſe Krankheiten aufgeklärt

ſſoren wiederholt erhoben wurde. Leider
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Arbelterſekretariat hat von der Direktion der „CT.
eine größere Anzahl von Eintrittskarten übernom-

Preiſen als an der Kaſſe ab
für 2,50
tunden von

werden.
Lichtſpiele
men, die zu bedeutend billigeren
gegeben werden können. Dieſe Eintrittskarten, Ran
1. Platz für 2 2. Platz für 1,50 können in den
11—-1 Uhr vormittags und 4—-7 Uhr nachmittags im Arbeiter
ſekretariat, Harz 42“44, Zimmer 5/6, entnommen werden.

Die Bergkatze. (U. T.-Lichtſpiele.) Wer noch daran zweifelt,
daß Pola Nigri nicht nur eine ſchöne Frau, ſondern eine durchaus
durchgebildete, immer höher ſtrebende Künſtlerin iſt, der ſieals Unverhüllter Naturtrieb, reizende a
kommt bei dieſem menſchenfernen Alpenkind zum herrlichen Durch-
bruch. Die Jdee des Stückes, der Ernſt Stern ſeine m
Entwürfe geliehen hat, iſt kapriziös grotesk und ſtilvoll. Offen
geſtanden ich hätte Paul mann einen ſo guten „feſchen
Alex“ gar nicht zugetraut. dith Müller als Tochter des
r. den Viktor Janſon mit gewohnterzen zu einem glänzenden Filmtyp geſtaltete, brachte die
naive Koketterie ihres ſens gut zur Schau. Ueber all dieſen
künſtleriſchen Leiſtungen die e Regie Ernſt Lubitſchs als
wächtiger Ueberbau und prachtvolle Alpenlandſchaften im Hinter-
grund. Das Kriminalſtück „Nachtbeſuch in der Northernbank“
mit intereſſanten Gert Hegeſa bringt endlich keine Detektive
wit Handſchlöſſern und Shagpfeifen. H-r.

Saal chloßbrauerei. Donnerstag, den 26. Mai, abends *28
Uhr, findet großes Konzert der Kapelle Kott ſtatt. 10 Uhr großes
Prachtfeuerwerk, ausgeführt von Gebr. Pfeiffer, Cröllwitz.

Kondenſierte Milch. Vom Montag, den 23. Mai an werden
auf die Milchkarten Klaſſe III S. ſtatt 2 Büchſen wöchentlich
3 Büchſen kondenſterte Milch abgegeben.

Sport und Körperpflege.
Peißnitzſportplag. Am kommenden Donnerstag, den 26. Mai,

ſtehen ſich Askania- Nietleben und V. F. B.-Trotha auf obenge-
nannten Platze im Freundſchaftsſpiel gegenüber. Zwei gleich
wertige Mannſchaften, welche mit ſtärkſter Mannſchaft antreten,
bürgen für einen guten erſtklaſſigen Sport, ſo daß die Parole für
die Arbeiter-Fußballer am Donnerstag lauten muß: Auf nach der
Peißnitz zum Propagandaſpiel Askaniag V. F. B.-Trotha. An-
fang des Spieles 68 Uhr. Schiedsrichter: Gen. Pabſt.

Die diesjährige Frühjahrsſitzung des Ausſchuſſes der Allge
meinen Ortskrankenkaſſe des Saalkreiſes fand am Sonntag, den
22. Mai im St. RNikolaus, Halle ſtatt. Es wurde der Jahresbericht
für 1920 erſtattet und die Rechnung abgenommen. Vom Vorſtand
der Kaſſe war vorgeſchlagen, die Geſchäftsführung zu zentraliſieren;
der Ausſchuß genehmigte dieſen Vorſchlag mit der Maßgabe, daß
die örtlichen Zahlſtellen am 1. Januar 1922 eingezogen und alle
Geſchäfte künftig von Halle aus erledigt werden.

Weiter war vom Vorſtand die Aenderung der Krankenordnung
dahin beantragt, daß

a) die Verſicherten verpflichtet ſind, bei Geſchlechtskrankheiten
der Kaſſe Meldung zu machen und ſich ärztlich behandeln zu laſſen,
auch auf Erfordern ſich der Beratungsſtelle vorzuſtellen,

b) bei Benutzung der Eiſenbahn zur Jnanſpruchnahme von
Krankenhaus- und fachärztlicher Behandlung uſw. ein Ausweis
zur Erlangung von Fahrpreisermäßigung zu benutzen iſt,

e) bei Erkrankungen außerhalb des Kaſſenbezirks ſich die Ver
ſicherten als Mitglied der Kaſſe auszuweiſen haben, damit ihnen
nur die geſetzlichen Mindeſtkoſten für ärztliche Behandlung und
Arznei berechnet werden. Der Antrag wurde genehmigt und der
Vorſtand ferner ermächtigt, die Dienſtordnung dahin zu ändern,
daß eine Uebereinſtimmung mit den Beſchlüſſen der zuſtändigen
Tarifgemeinſchaft und mit der Muſterſatzung des Hauptverbandes
der Ortskrankenkaſſen erzielt wird.

Ammendorf. Volksunterricht. Zur Feſtſetzung der
Stunden der demnächſt beginnenden Kurſe und zur Annahme neuer
Teilnehmer werden am Freitag, den 27. 5. von 7--9 Uhr und am
Sonntag, den 29. 5. morgens von 9—11 Uhr im Zeichenſaal der
Volksſchule einige der Lehrer anweſend ſein. Auf Wunſch werden
ruch neue Kurſe eingerichtet.

Lettin. Verminderter Getreideanbau. Dieziefige Domäne hat dieſes Jahr nur 12 Hektar mit Weizen be
ſtellt, gegen 68 Hektar im vorigen Jahre; nur 28 Hektar Roggen
gegen 36 Hektar, 216 Hektar Erbſen gegen 15 Hektar, 11 Hektar
Kartoffeln gegen 36, nur 13 Hektar Zuckerrüben gegen 36 Hektar
im vergangenen Jahre. Dagegen 31 Hektar Luzerne gegen 13
im Jahre 1920. Die freie Fleiſchbewirtſchaftung koſtete alſo nicht
nur den Verbrauchern die geſteigerte Summe der in die Höhe ge
ſchnellten Preiſe, ſondern, was noch viel ſchlimmer iſt, dem deut-
ſchen Volke, vor allem den ärmeren Schichten unſerer Bevölkerung,
verminderte Lebensmittelrationen.

Löbejün. Unſere erſte Mitgliederverſammlung findet Sonn
abend, den 28. d. M., abends s Uhr im Gaſthof zum Schwan
ſtatt. Dringendſte Pflicht aller Mitglieder iſt es, zu dieſer Ver-
ſammlung zu erſcheinen. Alle Männer und Frauen, die ſich auf
den Boden der Sozialdemokratiſchen Partei ſtellen, und ſich für
unſere Sache intereſſieren, werden herzlich zu dieſer Verſammlung
eingeladen. Beſonders die Leſer der „Volksſtimme“.

Provin; und Umgegend

Unterbezirk Mansfeld-Sangerhaufen.
Sonntag, den 29. Mai, vormittags 10 Uhr, findet in Eis-

leben im Volkshanſe eine Unterbezirkskonferenz ſtatt.

Tagesordnung
1. Ausbau der Organiſatien und Agitation. Ref. Gen. Müller.
2. Preſſe. Ref. Gen. Strauß.
8. Verſchiedenes.

Da die Konferenz außerordentlich wichtig iſt, müſſen alle Orts
vereine unbedingt vertreten ſein, außerdem ſollen die Vertrauens
männer der Orte, in denen wir keinen Ortsverein haben, an der
Konferenz teilnehmen.

Mit Parteigruß
Der Unterbezirksvorſtand.

J. A.: Strauß.
—xU

An die Unterbezirksvorſtände!
Die Unterbezirksvorſtände werden erſucht, ſofort dem Bezirks-

vorſtand mitzuteilen, wann und wo die fälligen Unterbezirkskonfe

renzen ſtattfinden. Der Bezirksvorſtand.
Sondergericht Wittenberg.

18. Sitzung. JDer 22jährige Arbeiter Auguſt Grundei aus Weißenfels war
bei der Roten Armee in Leung Kompagnieführer der 9. Komvp.
geweſen. Die 9. Kompagnie war nicht bewaffnet und bat nur
unter dem Befehl des Angeklagten Arbeitsdienſte für die Rote
Armee geleiſtet, ſo z. B. die Daßwiger Straße aufgeriſſen und dasener Ei enbahngle is etwa 50 Ztm. mit Erde und Kies zu
geſchüttet. Angeklagte ſelbſt war mit einem Seitengewehr
bewaffnet. Das Gericht ſchließt ſich dem Antrage des Staats

Angeklagten wegen ſchweren Auf
ſchweren Landfriedensbruchs, Gefährdung eines Eiſenbahn

anwalts an und verurteilt
ruhrs,

transvortes und Anſchluß an einen bewaffneten zu c
n und fünf e Ehrverluſt.Uung unker e r g äſſig erklärt.Der Arbeiter Walter Huck aus Amtsdorf, 24 Jahre alt, hatte

o auf den Hölzaufruf hin in Schraplau der Roten Armee zur
erfügung geſtellt. Jn den Beſitz von Waffen iſt er nicht ge

kommen. Urteil: 8 Monate Gefängnis wegen Aufruhrs u n
gns an einen bewaffneten Haufen. 7 Wochen gelten als ver

üßt.

„Wie unſere Gegner den Krieg vorbereiteten.“
Unter dieſer Spitzmarke bringt das Fei. Tagebl.“ am 20. 5.

die Feſtſtellung eines Prof. auf dem 20. ographentage, der
kürzlich in Leipzig ſtattfand. Der Prof. hat dort die Behauptungaufgeſtellt, e unſere ehem. Gegner zu Kriegsbeginn beſſeres

Kortenmaterial gehabt hätten, als wir. Das Ta knüpft hier
an und führt dieſe Behauptung des Geographen als Beweis r
an, daß Deutſchland gar nicht an Krieg gedacht habe. Me r
diger Beweis in der Tat!

Daß Deutſchland den Krieg nicht gewollt hat, wenigſtens ſo
weit die Maſſe des ſchaffenden Volkes in frag kommt, wollenwir nicht weiter erörtern; wie aber die mil t. Gewaltpolitik auf
den Krieg hingearbeitet haben, iſt wohl von kompetenteren Leuten

enügend feſtgeſtellt worden. Da ſollte man ſich „Beweiſe“ vom

egenteil wirklich ſparen. tAber die Behauptung des Prof. iſt milit. betrachtet inſofern
bewerkenswert, als der vielgerühmte deutſche Generalſtab dem
nach doch nicht der muſterhafte war, als der er ſo oft ar
wurde. Man erinnere ſich nur, wie z. B. die ſchlechte Kartenaus-
rüſtung der Ruſſen verächtlich gemacht wurde und wie et ſich die
deutſche Heeresleitung r r in die Bruſt warf. Aber
ſcheinbar waren wir auch nicht auf der Höhe?

Zu dumm, daß derartige „Beweiſe“ immer etwas doppelſeitig
denn der vorliegende kann nicht gerade als ein Zeugnis be

onderer Tüchtigkeit unſerer „Säbelraſſeler“ angeſehen werden.
Uebrigens eine Frage Was wird man nächſtens als Be-

Be für die Lammfrömmigkeit der deutſchen Kriegshetzer an
ühren?

Merſeburg-- Querfurt Weißenfels Zeitz
Merſeburg. Das Beamten-Ortskartell teilt mit:

Das Notgeſetz zum Ortsklaſſenverzeichnis iſt vom Reichstag ange
nommen worden. Jm Geſetz iſt in den S8 1 und 2 feſtgelegt, daß
die erfolgten Abänderungen mit Wirkung vom 1. 4. 1920 in Kraft
treten und die endgültige Regelung bis zum 1. 10. 1921 rückwir-
kend vom 1. 4. 1920 erfolgt. Das als Anlage beigefügte Orts-
klaſſenverzeichnis enthält 7166 Höherſtufungen. Es iſt nicht er-
ſichtlich, nach welchen Geſichtspunkten es aufgeſtellt iſt. Nach den
Verhandlungen mit dem 23. Ausſchuß des Reichstages muß die
Beamtenſchaft weiter mit fünf Ortsklaſſen rechnen. Das Reichs
finanzminiſterium hat dem Statiſtiſchen Reichsamt Auftrag erteilt,
die Richtlinien aufzuſtellen, nach denen die Einſtufungen vorge-
nommen werden ſollen. Jnnerhalb der Provinz Sachſen iſt eine
Berückſichtigung der Orte über 1000 Einwohner mit einer ein-
zigen Ausnahme Merſeburg nicht erfolgt.

Mücheln. Wichtige Aufklärungsverſammlung.
Heute abend 'e8 Uhr findet im „Schützenhaus“ eine öffentliche
Verſammlung ſtatt, in welcher der Gen. Gerwien über Selbſt
erlebtes im bolſchewiſtiſchen Rußland ſprechen wird. Arbeiter,
ſorgt für Maſſenbeſuch, holt euch Aufklärung.

Naumburg--Eckartsberga.
Naumburg. Arbeiter-Samariter-Kolonne. Die

Mitglieder werden erſucht, zu der am heutigen Mi dem
25. Mai, ſtattfindenden Uebungsſtunde vollzählig und pünktlich
zu erſcheinen. Armbinden und Verbandstaſchen ſind mitzubringen

Sangerhauſen Mansfelder See und Gebirgskreis.
Helfta. Zuckermarken. Am Mittwoch, den 1. Juni d. J.

findet die Ausgabe der Zuckermarken für den Monat Juni und der
Sonderzuckermarken für die Obſtverwertung ſtatt.

Helbra. Achtung Arbeiterſportler. Am 29. Mai
findet ſeitens des Arbeiter-Turn- und Sportbundes ein Reichs-
Arbeiterſporttag ſtatt. Der 7. Bezirk vom 2. Kreis Mansfelder
Lande) hält an dieſem Tage eine Turnfahrt mit volkstümlichen
Einzel-Wett- und Mannſchaftskämpfen in Burgörner-Reudorf, ab
3 Uhr, auf dem Königsplatz ab.

Alberſtedt. Der Kirſchen- und Aprikoſenanhang
der Gemeinde ſoll heute, Mittwoch, den 25. Mai, abends s Uhr,
in Ellemanns Gaſtwirtſchaft öffentlich meiſtbietend verpachtet
werden.

Sangerhauſen. Rochmals Herr Ber
brachten kürzlich über die echt kommuniſtiſche Ha mag des
Hausbeſitzers Bergmann einige Tatſachen. Die Sangerhäuſer
Zeitung brachte dieſelben unter dem Titel: „Sozialiſtiſche Liebens-
würdigkeiten“ wörtlich zum Abdruck. Herr Bergmann nimmt nun
als waſchechter Kommuniſt das bürgerliche Blatt in Anſpruch
und veröffentlicht eine lange Erklärung, unterſchrieben von ſäm-lichen Mietern, daß unſere Behauptangen unwahr feien. Wir er-

halten dieſelben nicht nur aufrecht, ſondern ſtellen außerdem noch
feſt, daß dieſe Unterſchriften zu einem ganz andern Zweg gegeben
würden. Es iſt dadurch eine bewußte Fälſchung begangen. Wir
ſind ſelbſtverſtändlich auch in der Lage dies zu beweiſen. Wie
man ſieht, eignen ſich Sinojews Ratſchläge auch ſehr gut für
Privatzwecke.

Kelbra. Ein guter Aufklärungsfilm. Jm Laufe
dieſer Woche kommt im hieſigen Lichtſchanſpielhans ein großer
Aufklärungsfilm, die Geſchlechtskrankheiten und ihre Folgen zur
Vorführung. Es iſt leider noch nicht genügend bekannt, in welch
ungeheuerer Form die Geſchlechtstrankheiten im Volke verbreitet
ſind. Fürchterliche Zahlen ſtarren uns entgegen. Rund 6 Mil-
lionen ſind von dieſer furchtbaren Geiſel der Menſchheit befallen.
Der 10. Deutſche iſt beute geſchlechtskrank. Durch Erlaß des Mini-
ſters für Volkswohlfahrt werden die Stogatshehärden erſucht, die
Vorführung dieſes Films nach Möglichkeit zu fördern. Dieler
Film verdient die regſte Unterſtützung aller Kreiſe. Von ärztlicherSeite wird der Film und die ſahrliagſten Krankheiten eingehend

erläutert. Beſonders die Erſcheinungen des vererbten Syphilis
werden in erſchütternden Beiſpielen vorgeführt. Jm Jntereſſe
einer wirkſamen Bekämpfung dieſer Volksſfeuche mochen wir unſere
Leſer auf dieſen Auftlärungsfilm aufmerkſam.

mann. Wir

Bitterfeld Delitzſch Wittenberg.
Zſchornewitz. Jn der am 11. Mai ſtattgeſundenen Gemeinde

vertreterſitzung wurden folgende Punkte der nachſtehenden Tages-
ordnung beraten Etarberatung für das Rechnungsjahr
1921 22. Der Etat wurde Titel für Titel eingehend beſprochen.
Herr Gemeindevertreter Müller ſtellte den Antrag, bei der Auf-
ſtellung des nächſten Haushaltsetats denſelben vor der Beratung
bei ſämtlichen Gemeindevertretern zirkulieren zu laſſen. damit
genügend Vorkehrungen getroffen werden können und dadurch
Zeitverſäumniſſe erſpart bleiben. Der Antrag wurde gutgeheißen
und angenommen Vergebung des Milchverkoufs nach Auf-
hebung der Zwangsbewirtſchaftung. Der Punkt wird nach einer
Diskuſſion der Lebensmittelkommiſſion zur Vorberatung über-
zeben. 3. Kenntnisnahmen: 1. Von der Zurückziehung der Be-
ſtätigung des Schöffen Schäffner wird Kenntnis genommen. Eine
Pachrückung kann wegen der Srſchöpfung des Wahivorſchlages
nicht erfolgen. 2. Der
dem Gemeindeſekreta:

vorliegende Verwaltungsheri wird von
ofmann verleſen und von den Gemeinde-

vertretern mit großer Intereſſe vernommen. Herr Gemeindever-
treter Müller ſprech im Auftrage der Vertretung ſowohl dem
Gemeindevorſteher es auch dem Gemeindeſekretär ſeinen wärm-
ſten Dank für die geleiſteten Arbeiten des verfloſſenen Jahres aus.

Kreistagſigang. Eine einer Fffent
lichen Körperſchaft bietet oft viel Stoff des ſſanten und
Ergötzlichen, beſonders, wenn ſolche He ſpieler aufzu
treten belieben, wie im Delitſcher Kreislage der Abgeordnete
Landbundes, der wohlgenährte Herr Plötz. Dieſer gute Mann
kann es ſich nicht verkneifen, zu jeder Sache ſeinen Senf zu geben,der noch dazu von übelſter Si iſt. Bei der Prüfung der Rech-

nungen der Kreisſparkaſſe für 1918 und der Kreiskommunakkaſf
für 1915 legte er Verwahrung dagegen ein, dem Kreistage
Rechnungen vorgelegt werden, die drei und s zurüd.
liegen. Aber lieber Herr Plötz, was kann denn der jetzige Land
rat dafür, daß ſeine Vorgänger, dieſe adligen Fachleute (die in
den Verbindungskneipen Jura ſtudiert haben), daß dieſe eifri
gen und fleißigen Beamten eine derartige für den
Ausdruck Sauwirtſchaft geführt haben! dieſe
Mißſtände ſchon des öfteren im Kreistage erörtert worden, Herr
Plötz hat aber ſtets Plapperwaſſer und ſtellt unwillkür ſeine
eigenen Freunde bloß. Doch auch die Kommuniſten ſich
von Zeit zu Zeit bemerkbar machen. Zu Punkt 2 und z erklären
ſie, ſich für die gewählten Herren nicht entſchließen zu können, mit
einer ziemlich verworrenen Begründung. Jm allgemeinen ſahen
aber die Kommuniſten doch einigermaßen mitgenommen aus die
Folgen der Putſchtrankheit. Zur Tagesordnung iſt zu berichten.
Auf Antrag des Kreisausſchuſſes wird das jährliche Mindeſtein
kommen der Hebammen von 800 Mark auf 3600 Markt feſtgeſetzt.
Bei der Reuwahl der Schiedsmänner werden faſt durchweg die
alten Jnhaber der Stellen wiedergewählt. Die Entlaſtung der
Kreisſparkaſſen für 1918 und der Kreiskommunalkaſſe für 1915
wird einſtimmig erteilt. Zwecks Beſchaffung einer Landrats-
wohnung wird der Ankauf eines Hauſes mit umliegendem Ge-
lände genehmigt. Es werden 68 000 Mark bewilligt. Die Wert-
zuwachsſteuer wird dahingehend abgeändert, daß nicht 75 Proz,
ſondern nur 50 Proz. erhoben werden ſollen.

Eilenb Stadtverordnetenſitzung. Der Erlös
aus der im März ſtattgefundenen Holzauktion brachte 20 164 Mt.
Die Taxe betrug 9601 Mk. (Auch ein Preisabbau!) Auf dem
Tiſch des Hauſes lagen Berichte über verſchiedene Kaſſenreviſions.
verhandlungen vor. Drei ausſcheidende iedsmänner wurden
wiedergewählt. Die Entlaſtung der Stadtktaſſenrechnung wurde
einſtimmig angenommen. Ueber die Uebergabe der Gruneſchen
Erbſchaft, welche ca. 1 225 000 Mk. beträgt, entſpann ſich eine leb

fte Debatte betr. Satz 4 der Erbſchaftsſatzungen, welcher dem
berbürgermeiſter das Recht gab, den Beſchlüſſen des Erbſchafts-kuratorinms zuzuſtimmen oder nicht wenn ſie nicht dem Willen

des Erblaſſers ent reden Dieſer Lalu wurde aus den Satzungen
geſtrichen. Die Abrechnung des Bürgermeiſterhauſes wurde ein
ſtimmig angenommen. Dem Sportkartell wurde gegen eine deutſch
nationale Stimme ein Spielplatz auf 30 Jahre zugewieſen. Das
ſtädtiſche Arbeitsamt wurde in das Kreisarbeitsamt übergeleitet.
Zur Behebung der Wohnungsnot wurde eine Anleihe von 1
Millionen Mark zur Erbauung von 32 Wohnungen beſchloſſen.
Der Firma Be rdi u. Sohn wurde zum Bau von 2 Ange
ſtelltenwohnhäuſern das hierzu benötigte Gelände unentgeltlich
überwieſen. Für weiteres Baugelände ſoll die betr. Firma 1 Mt.
pro Quadratmeter zahlen. Hierauf geſchloſſene Sitzung.

Torgau LiebenwerdaSchweinitz.
Liebenwerda. Aus der Partei. Am vergangenen Frei-

tag fand unſere fällige Monatsverſammlung ſtatt, die nur mittel
mäßig beſucht war. Eine ganze Reihe Genoſſen ſcheint den Ernſt
der Zeit noch immer nicht zu verſtehen. Sie denken mit der Bei
tragszahlung ihrer Pflicht genügt zu haben. Hoffentlich genügt
dieſer Hinweis, um die bei jeder Verſammlung Fehlenden aufzu-
rütteln. Genoſſe Falkmeier gab zunächſt einen Bericht
über unſere Maifeier. Genoſſe Fitzkow berichtete über die
Unterbezirkskonferenz in Falkenberg. Allſeitig wurde bemängelt,
daß bis heute noch kein Bericht hierüber in der „Volksſtimme
erſchienen iſt. Die Unterbezirksleitung in Falkenberg ſcheint nicht
mehr „auf der Höhe“ zu ſein! Auch iſt von derſelben keine Ant
wort auf Anfragen zu bekommen. Anſchließend hieran erſtattete
Genoſſe Landrat Vogl Bericht über den Provinziallandtag und
über die Bezirkskonferenz in Halle. Ueber die Gründung einer
Jugendabteilung entſpann ſich eine längere anregende Debatte
und wurde eine Kommiſſion gewählt, die die Vorarbeiten erledigen
ſoll. Um die Bildung unſerer Mitglieder zu fördern, hat der
Ortsverein verſchiedene Bücher wirtſchaftlichen, politiſchen und
ſozialen Jnhalts angeſchafft. Genoſſe Kalai ſchenkte dem Orte
verein ebenfalls zwei Bücher: „Die Welträtſel“ von Häckel und
„Vom Arbeiter zum Aſtronomen“ von Bürgel. Es wurde ein
Leihgebühr von 50 Pfg. feſtgeſetzt. Das Geld wird nur für Bildung
zwecke verwandt. Die Verſammlungen ſollen künftig jeden
erſten Freitag im Monat ſtattfinden. Rach einigen
internen Parteiangelegenheiten wurde die Verſammlung um 11 Uhr
geſchloſſen.

Köſtriz. Fabelhafte Kirſchpachtpreiſe. Die fur
die a im unteren Elſterttal erzielten Preiſe gehen ins
Fabelhafte. So wurde in Pohlitz für eine mittelmäßige Plantag000 M. Pacht erzielt ſo daß ich nach fachmänniſcher Vere
nung ein Pfund Kirſchen auf mindeſtens 3 Mk ſtellen wird. Die
Ge meindevorſtände des Kreiſes Gera e von der Begzirksreg'e
rung angewieſen, Ankauf durch wucheriſche Großhändler und über
mäßige Preisſteigerung durch energiſches Einſchreiten zu ver
hindern.

cre—
Aus (Illet Welt

Cotibus. Großer Brandſchaden. Hier ſind in de
Nähe des Bahnhoſes ſechs Lagerplöße und eine Möbelfabrik i
Brond geraten. Der Schaden wird vorläufig auf drei Millionen
Mark geſchätzt.

Gräßliche Bluttat. Jn Nordenhamm bei Oldenburg tötete de
Schlächter Wilhelm Wulf ſeine Geſiebte, eine Frau Franken,
einem Schlächtermeſſer, und durchſchnitt ſich darauf ſelbſt die Kehzte.

Köäln, 23. Nitrinſäureexploſion in einer
rheiniſchen Pulverniederlage. Jn der Pulvernioder-
lage Weſthoven bei Köln ereignete ſich am Sonnabend nachmittag
bei Entladung von Fliegerbomben eine Ritrinſäureexploſion. E
entſtand ein großer Brand, der die ganze Umgegend gefährdete
Bei den Löſchverſuchen wurden acht Feuerwehrleute und zwei Ar
beiter durch herumfliegende Splitter und dadurch herbeigeführt
weitere Bombenerploſtonen ſchwer verletzt. Erſt nach fünfzehn.
ſtündiger Arbeit konnte der Brand auf ſeinen Herd beſchränkt un
ſchließlich gelöſcht werden.

Mai.

Vorausſichtliches Wetter.
26. Moi (Donnerstag): Vielfach wolkig, zeitweiſe heiter

warm, verbreitete ſtarke CGewitterregen. m
27. Mai (Freitag): Wolkig. kälter, ſtrichweiſe noch gewitte:

hafte Regenſchaucr. Später aufheiternd.

Veramwortlich Für Polink, Parieinach. ichten, Gewerkchaftl ches a. Feutlleen
Wir Lanzue, Für „Halle- Saalkreis u. Provinz und den übrigen redas
tionelen Teil Karl Garbe; ſür die Inſerate Wilheim Herzigz ſämtliche
Halle. Druck und Verlag der Volkeſtimme G. in. b. H. zu Halle, Gr. Ulrichſtr. 25
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